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B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Anerkennung der Giinther Schreiber Stiftung

Bek. d. Ml v. 11. 6. 2007
— RV LG 2.02-11741/353 —

Mit Schreiben vom 7. 5. 2007 hat das MI, Regierungsver-
tretung Liineburg, als zustdndige Stiftungsbehorde gemaf § 3
des Niedersdchsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968 (Nds.
GVBL. S. 119), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 23. 11. 2004
(Nds. GVBL. S. 514), aufgrund des Testaments des Herrn Giin-
ther Schreiber vom 7. 9. 2006 und der Stiftungssatzung vom
29. 4. 2007 die Giinther Schreiber Stiftung mit Sitz in Celle
gemdf § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung der Wissenschaft und
Forschung, Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur sowie
des Heimatgedankens. Die Stiftung soll das kiinstlerische Werk
von Giinther Schreiber und das Gedéchtnis daran pflegen.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Gunther Schreiber Stiftung
Halkettstrale18
29223 Celle.

— Nds. MBI Nr. 24/2007 S. 495

Anerkennung der Kulturstiftung Elbmarsch

Bek. d. Ml v. 11. 6. 2007
— RV LG 2.02-11741/346 —

Mit Schreiben vom 22. 5. 2007 hat das MI, Regierungs-
vertretung Liineburg, als zustandige Stiftungsbehorde gemaf}
§ 3 des Niedersdchsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBL. S. 119), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 23. 11.
2004 (Nds. GVBI. S. 514), aufgrund des Stiftungsgeschifts
vom 3. 5. 2007 und der diesem beigeftigten Stiftungssatzung
die Kulturstiftung Elbmarsch mit Sitz in Marschacht gemaf}
§ 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Durchfithrung von Mafinahmen
zur Erhaltung, Pflege und Einrichtung von Kultur und deren
relevanten Einrichtungen sowie besonders erhaltenswerten
Kulturdenkmalern.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Kulturstiftung Elbmarsch
c/o Herrn Rolf Roth
Am Deich 40

21436 Marschacht.
— Nds. MBL Nr. 24/2007 S. 495
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Anerkennung der Willi-Sieg-Stiftung

Bek. d. MI v. 11. 6. 2007
— RVLG 2.02-11741/352 —

Mit Schreiben vom 8. 5. 2007 hat das MI, Regierungsvertre-
tung Liineburg, als zustdndige Stiftungsbehorde gemaf § 3 des
Niedersachsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968 (Nds.
GVBL. S. 119), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 23. 11. 2004
(Nds. GVBI. S. 514), aufgrund des Stiftungsgeschifts vom
12. 12. 2006 und der diesem beigeftigten Stiftungssatzung die
Willi-Sieg-Stiftung mit Sitz in Kirchgellersen gemafl § 80 BGB
als rechtsfahig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Pflege und Forderung der Jugend-
hilfe und der Kirchenmusik in der Kirchengemeinde.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Willi-Sieg-Stiftung
Kirchengemeinde St. Laurentius

Stidergellerser Strafie 1
21394 Kirchgellersen.

— Nds. MBI. Nr. 24/2007 S. 496

Anerkennung der Biirgerstiftung Vechta

Bek. d. MI v. 18. 6. 2007
— RV OL 2.03-11741-10 (046) —

Mit Schreiben vom 13. 6. 2007 hat das MI, Regierungs-
vertretung Oldenburg, als zustédndige Stiftungsbehorde gemafy
§ 3 des Niedersidchsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBL. S. 119), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 23. 11.
2004 (Nds. GVBL. S. 514), aufgrund des Stiftungsgeschifts
mit Satzung vom 16. 4. 2007 die Biirgerstiftung Vechta mit
Sitz in der Stadt Vechta geméafl § 80 BGB als rechtsfdhig an-
erkannt.

Zweck der Stiftung ist es, Bildung und Erziehung, Wissen-
schaft und Forschung, die Verstindigung zwischen Menschen
unterschiedlicher Nationen und Kulturen, Jugend- und Alten-
hilfe und des Sports, Kultur und Kunst, traditionelles Brauch-
tum und Heimatpflege sowie mildtitige Zwecke in Vechta zu
fordern und zu entwickeln. Im Einzelfall kénnen die Zwecke
auch auflerhalb Vechtas gefordert werden.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Biirgerstiftung Vechta
Burgstrafle 6
49377 Vechta.

— Nds. MBI. Nr. 24/2007 S. 496

C. Finanzministerium

Haushaltsfithrung im Haushaltsjahr 2007
RdErl. d. MF v. 5. 6. 2007 — 11-040 32-01/2007 —

— VORIS 64000 —

Bezug: RdErl. v. 18. 12. 2006 (Nds. MBI. 2007 S. 50)
— VORIS 64000 —

Nummer 5 des Bezugserlasses wird gestrichen.

An die
obersten Landesbehérden und nachgeordneten Dienststellen

— Nds. MBI. Nr. 24/2007 S. 496
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D. Ministerium fiir Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von Niedersichsischen
Kooperations- und Bildungsprojekten

an schulischen Standorten (NiKo)

Gem. Erl. d. MS u. d. MK v. 30. 4. 2007
— 303-51 744/2 —

— VORIS 21133 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdhrt nach Maf3gabe dieser Richtlinie und
der VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen fiir Kooperations-
und Bildungsprojekte an schulischen Standorten zur Unter-
stiitzung der Kooperation zwischen Jugendhilfe, Schule und
Familie.

1.2 Ziel ist es, durch lokale Konzepte eine konsistente Zu-
sammenarbeit von Jugendhilfe, Schule und Familie zu errei-
chen, um die Bildung, Férderung, Erziehung, gesundheitliche
Entwicklung und gesellschaftliche Integration von gefihrde-
ten jungen Menschen, insbesondere in sozialen Brennpunk-
ten zu verbessern. Die Projekte sollen durch Maflinahmen der
auferschulischen oder nichtformalen Bildung Kompetenzen
in der Erziehung stirken, die gesundheitliche Entwicklung
unterstiitzen sowie zur Integration in Schule, Beruf und Ge-
sellschaft beitragen.

In den einzelnen Schwerpunkten sollen dartiber hinaus be-
sonders geférdert werden:

— die Einrichtung von Erziehungs- und Bildungspartner-
schaften zwischen Schule, Familie und Jugendhilfe,

— die umfassende Forderung der gesundheitlichen Entwick-
lung,

— die Verzahnung schulischer und auflerschulischer Bildung
und Kompetenzen.

1.3 Die Kooperations- und Bildungsprojekte werden nach
den in der Anlage abgedruckten ,Grundsitzen fiir die Arbeit
in Niedersdchsischen Kooperations- und Bildungsprojekten
an schulischen Standorten” (im Folgenden: Grundsitze) durch-
geftihrt. Diese Richtlinie ist Bestandteil des ,Handlungspro-
gramms Integration“ in Niedersachsen. Die Richtlinie unter-
stiitzt insbesondere Gesamtmafinahmen, die im Rahmen des
Bund-Lander-Programms ,,Soziale Stadt“ gefordert werden.

1.4 Ein Anspruch auf die Gewédhrung von Zuwendungen be-
steht nicht. Die Bewilligungsbehorde entscheidet nach pflicht-
gemédflem Ermessen im Rahmen der zur Verfiigung stehenden
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Férderung

Gefordert wird die Arbeit von Kooperations- und Bildungs-
projekten an schulischen Standorten durch Zuwendungen zu
den personlichen und siachlichen Ausgaben.

3. Zuwendungsempfinger

Zuwendungsempfinger sind die Triger der 6ffentlichen Ju-
gendhilfe und die Trédger der freien Jugendhilfe sowie deren
Zusammenschlisse.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
Eine Forderung kann nur erfolgen fiir Kooperations- und

Bildungsprojekte,

— die nach einer vom Projekttrdger festgelegten Konzeption
Mafinahmen nach den Grundsitzen entwickeln, die bei
einzelnen jungen Menschen und Gruppen zu deren Forde-
rung sowie zum Abbau von Bildungsbenachteiligungen
und Erziehungsdefiziten, zur Stirkung von Gesundheits-
kompetenz und zur gesellschaftlichen Integration beitra-
gen,

— die geeignete Trédger und Institutionen beteiligen und mit
ihnen in einem Arbeitskreis zusammenarbeiten,
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— in denen mindestens eine Sozialpddagogin oder ein Sozial-
pddagoge oder eine Sozialarbeiterin oder ein Sozialarbeiter
oder eine Person mit vergleichbarem Abschluss als Voll-
zeitkraft beschiftigt wird oder entsprechende Teilzeitkréfte
beschiftigt werden.

5. Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektférderung
gewdhrt.

5.2 Der Zuwendungsempfinger erhalt

a) einen jdhrlichen Zuschuss zu den Personalausgaben in
Hohe von 25 000 EUR. Bei einer nicht das ganze Jahr
durchgehend besetzten Stelle wird der Personalausgaben-
zuschuss anteilig gewdhrt.

Die Zuwendung darf 50 v. H. der zuwendungsfahigen
Ausgaben nicht tibersteigen.

b) einen jdhrlichen Zuschuss zu den Sachausgaben fur die
unmittelbar mit den jungen Menschen entstehende sozial-
padagogische Arbeit und den damit verbundenen Aufgaben
bis zur Héhe von 1 000 EUR.

Die Zuwendung darf 80 v. H. der zuwendungsfiahigen
Ausgaben nicht iibersteigen.

6. Anweisungen zum Verfahren

6.1 Fir die Bewilligung, die Auszahlung und Abrechnung
der Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Riickforderung der gewdhrten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht
in dieser Zuwendungsrichtlinie Abweichungen zugelassen
worden sind.

6.2 Bewilligungsbehorde ist das LS.

6.3 Die Zuwendung wird jihrlich auf Antrag gewidhrt. Der
zu verwendende Vordruck wird von der Bewilligungsbehorde
zur Verfigung gestellt. Zuwendungsantrdge sind vor Beginn
der Maflnahme fiir das jeweilige Haushaltsjahr bis zum 15. No-
vember des Vorjahres einzureichen.

6.4 Ein einfacher Verwendungsnachweis wird zugelassen.

7. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2007 in Kraft und mit
Ablauf des 31. 12. 2011 aufler Kraft.

n
das Niedersédchsische Landesamt fiir Soziales, Jugend und Familie
Nachrichtlich an:

die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande

die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Nieder-
sachsen

die Konfoderation der ev. Kirchen in Niedersachsen

das Katholische Biiro Niedersachsen

— Nds. MBL. Nr. 24/2007 S. 496

Anlage

Grundsitze fiir die Arbeit in Niedersichsischen
Kooperations- und Bildungsprojekten
an schulischen Standorten (NiKo)

Die folgenden Grundsitze sollen die fachlichen Standards
und die Qualitdt der Arbeit der Niedersdchsischen Koopera-
tions- und Bildungsprojekte zwischen Jugendhilfe, Schule
und Familie sichern; sie sind bei der Planung, Einrichtung
und Durchfiithrung der Projekte einzuhalten.

1. Inhaltlicher Ansatz

Die ,Richtlinie zur Forderung von Niedersdchsischen Ko-
operations- und Bildungsprojekten an schulischen Standorten”
dient gemafl dem SGB VIII und dem NSchG grundsitzlich der
Forderung junger Menschen zu einer eigenverantwortlichen
und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit, dem Abbau von
Bildungsbenachteiligungen und Erziehungsdefiziten, der Stér-
kung der Gesundheitskompetenz und der gesellschaftlichen

Integration von gefihrdeten jungen Menschen in sozialen
Brennpunkten. Die Kooperations- und Bildungsprojekte tra-
gen dazu bei, die Zusammenarbeit von Jugendhilfe, Schule
und Familie zu férdern.

Dabei ist die Partizipation der jungen Menschen und ihrer
Familien an der Planung und Durchfihrung der Angebote
und die Berticksichtigung der jeweiligen besonderen sozialen
und kulturellen Bediirfnisse und Eigenarten junger Menschen
und ihrer Familien sicherzustellen. Tragendes Prinzip ist aufler-
dem die Berticksichtigung der Lebenslagen beider Geschlech-
ter.

Die Entwicklung eines lokalen bzw. regionalen Konzepts
zur Stdrkung der Bildungs-, Erziehungs- und Gesundheits-
kompetenz geschieht durch den 6ffentlichen oder freien Tra-
ger der Jugendhilfe und Schule in enger Zusammenarbeit mit
einem ortlichen Arbeitskreis, in dem neben Jugendhilfe,
Schule, Elternvertreterinnen und Elternvertretern auch der
Praventionsrat und der Regionalverbund der ,Kooperativen
Migrationsarbeit, Gesundheitsdmter, Erndhrungsberatung,
Sportverbidnde und -vereine sowie weitere geeignete Trédger
und Institutionen vertreten sind. Jugendhilfetrdger und Schule
fithren eine Bestandsaufnahme durch, formulieren ein Kon-
zept fur die konkrete sozialpddagogische Arbeit und bindeln
vorhandene und neu zu entwickelnde Mafinahmen zur Stér-
kung der Bildungs-, Erziehungs- und Gesundheitskompetenz.
Sofern der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe nicht
selbst Maflnahmetrédger ist, erfolgt die Konzepterstellung in
enger Abstimmung mit ihm. Eine Einbindung in die 6rtliche
Jugendhilfeplanung ist anzustreben.

Im Rahmen des inhaltlichen Ansatzes sollen die nachfol-
genden Schwerpunkte besonders bearbeitet werden:

1.1 Einrichtung von Bildungs- und Erziehungspartnerschaf-
ten von Schule, Jugendhilfe und Familie

Auf der Basis der verbindlich vereinbarten Zusammenar-
beit von 6ffentlichem oder freiem Tréger der Jugendhilfe und
Schule sowie weiteren Trdgern und Institutionen sollen jun-
gen Menschen und ihren Familien in Verzahnung mit dem
schulischen Unterricht sozialpddagogische Angebote gemacht
werden, um ihre Entwicklung zu fordern sowie Bildungsbe-
nachteiligungen und Erziehungsdefizite abzubauen.

Um Familien in ihrer Erziehungskompetenz zu stdrken
bzw. zu unterstiitzen, sollen der Jugendhilfetrdger und die
Schule zielgruppengemaifle sozialpddagogische Angebote i. S.
von Bildungs- und Erziehungspartnerschaften, u. a. mit aufsu-
chendem Handlungsansatz entwickeln und durchfiihren.

Ziel ist es, Familien Hilfen zur Bewdiltigung der Erziehungs-
aufgaben bereitzustellen, das Verstdndnis fir junge Menschen
in ihren spezifischen Entwicklungsphasen zu wecken, Kennt-
nisse fiir angemessene Erziehungsformen zu vermitteln und
sie bei der Bewiltigung der erzieherischen Aufgaben im Alltag
zu unterstiitzen.

Das Hilfeangebot zur Stirkung der Erziehungskompetenz
von Familien im Rahmen eines geforderten Kooperations- und
Bildungsprojekts begriindet keinen Rechtsanspruch. Eventuelle
AnspriiclIl)e auf Hilfen zur Erziehung gemif} den §§ 27 ff. SGB
VIII bleiben davon unberiihrt.

Es sollen insbesondere Familien erreicht werden, die einen
besonderen Beratungs- und Unterstiitzungsbedarf haben
(schwierige Familienkonstellationen, Alleinerziehende, belas-
tete Familien mit Migrationshintergrund, Familien mit indivi-
duell beeintrédchtigten oder gefdhrdeten Kindern und Jugend-
lichen, Familien in prekédren Lebenssituationen). Die Begleitung
und Unterstiitzung soll dazu beitragen, die heranwachsenden
jungen Menschen zu starken selbstbewussten und gemein-
schaftsfahigen Personlichkeiten zu erziehen und eine forder-
liche Gestaltung der Lebensbedingungen fiir ihr Aufwachsen
zu bewirken.

1.2 Gesundheitsforderung

Die an Erziehung, Bildung und Gesundheitsférderung be-
teiligten Kréfte sollen regionale Netzwerke bilden und durch
die Zusammenfiihrung ihrer Kompetenzen auch i. S. einer
ganzheitlich verstandenen Gesundheitsforderung titig wer-
den. Dabei wird Gesundheit in einem umfassenden Sinn ver-
standen als Zustand des korperlichen, geistigen, seelischen
und sozialen Wohlbefindens. Fir die Forderung und fir den
Erhalt der Gesundheit spielen neben der Familie die Schule
und die Freizeit eine wichtige Rolle. Der Lebensraum der Kin-
der und Jugendlichen muss bei der Umsetzung der Angebote
angemessen bertcksichtigt werden.

Gefordert werden Mafinahmen und Angebote, die durch
innovative, zielgruppengerechte und aktivierende Methoden
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geeignet sind, das Gesundheitsbewusstsein von Kindern und
Jugendlichen zu stdrken und die dazu fithren, dass sie sich
gesundheitsbewusst verhalten und praktische Alltagskom-
petenzen erwerben. Die Angebote sollen insbesondere dem
Bewegungsmangel, der fehlenden kérperlichen Leistungsfihig-
keit, der Fehlerndhrung und dem Ubergewicht bei Kindern
und Jugendlichen sowie psychischen und sozialen Fehlent-
wicklungen entgegenwirken.

Gefordert werden auch Vorhaben, die den Zugang zu den
Familien erschlieflen und erreichen, dass Familien bei dieser
Erziehungsaufgabe unterstiitzt werden.

Folgende Aspekte einer Gesundheitsforderung sind u. a. zu
berticksichtigen:

— Erndhrung,

— Bewegung, Sport, Spiel,

— Drogen (Alkohol, Nikotin, Rauschmittel),
— Schlaf, Entspannung,

— Konflikt- und Stressbewiltigung,

— Medien,

— Nahere Umwelt.

Im Interesse einer Nachhaltigkeit der Zielsetzung des Pro-
gramms sind geeignete Forder- und Netzwerkstrukturen auf-
zubauen.

2. Fortbildung der Fachkrifte in den Projekten

Den Fachkriften in den Projekten wird Fortbildung ange-
boten.

Die Projekte beteiligen sich auflerdem an regionalen Ver-
anstaltungen (Erfahrungsaustausch, Verbesserungsvorschlége,
weitere Planung usw.).

3. Evaluation

Die Evaluation der Richtlinien geschieht durch das LS. Die
Projekttrager stellen im Rahmen ihres jahrlichen Verwendungs-
nachweises Sachberichte mit quantitativen und qualitativen
Daten u. a. mit folgenden Informationen zur Verfiigung:

— Erreichung der Zielgruppen,
— Wirksamkeit der Arbeit der Fachkrifte in den Projekten,
— Art, Umfang, Akzeptanz und Konzeption der Angebote,

— Verkniipfung von Schule mit den Angeboten und Auswir-
kungen auf die Arbeit der Schule,

— Verbesserung der Zusammenarbeit von Jugendhilfe, Schule
und Familie,

— Zusammenarbeit zwischen dem Projekt, dem Prédventions-
rat, dem Regionalverbund der ,Kooperativen Migrations-
arbeit” und weiteren Kooperationspartnern.

F. Kultusministerium

Ubertragung der Befugnis zur Entscheidung
iiber Sonderurlaub und Arbeitsbefreiung
auf die Schulen und Seminare

Gem. RdErl. d. MK u. d. MS v. 1. 6. 2007
— 14 03020 —

— VORIS 20411 —

Bezug: a) Gem. RdErl. v. 20. 12. 2004 (Nds. MBL. 2005 S. 17, SVBI.
2005, S. 78, 136), gedndert durch Gem. RdErl. v. 18. 10.
2006 (Nds. MBL. S. 1052, SVBL. 2007 S. 6)
— VORIS 20411 —
b) RdErl. d. MF v. 18. 6. 1998 (Nds. MBL. S. 1029)
— VORIS 20422 00 00 46 099 —

Der Bezugserlass zu a wird mit Wirkung vom 1. 6. 2007 wie
folgt gedndert:
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1. Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

a) Im zweiten Spiegelstrich wird der Text , Arbeitsbefrei-
ung fir Angestellte nach dem BAT“ durch den Text
,Sonderurlaub und Arbeitsbefreiung fiir Beschiftigte
nach dem TV-L* ersetzt.

b) Der dritte Spiegelstrich wird gestrichen.
2. Nummer 2 wird wie folgt gedndert:

a) Am Ende der Nummer 2.1.4 wird das Wort ,,und“ durch
ein Komma ersetzt.

b) Am Ende der Nummer 2.1.5 wird das Komma durch
das Wort ,,und“ ersetzt.

¢) Am Ende der Nummer 2.1.6 wird der Punkt durch ein
Semikolon ersetzt.

d) Nummer 2.2 erhilt folgende Fassung:

,2.2  von Beschiftigten auf Sonderurlaub und Ar-
beitsbefreiung unter Fortzahlung des Ent-
gelts*.

e) Nummer 2.2.2 erhélt folgende Fassung:

,2.2.2 aus personlichen Anldssen und in sonstigen
dringenden Féllen nach § 29 Abs. 1 und 3 Satz 1
TV-L.“

3. Nummer 4.2 erhilt folgende Fassung:

»4.2 von Beschiftigten auf Sonderurlaub und Arbeits-
befreiung aus den in Nummer 4.1 genannten
Grinden nach den §§ 28 und 29 Abs. 2, Abs. 3
Satz 2, Abs. 4 und 5 TV-L.“

4. Nummer 6 wird gestrichen.
5. Die Nummern 7 bis 9 werden Nummern 6 bis 8.

6. In der neuen Nummer 7 wird der Text ,2, 3, 4 und 7
durch den Text ,,2, 3, 4 und 6“ ersetzt.

An

die Landesschulbehorde

das Niedersdchsische Landesamt fiir Soziales, Jugend und Familie
die Landesbildungszentren fiir Horgeschédigte

das Landesbildungszentrum fir Blinde

die offentlichen Schulen

— Nds. MBL. Nr. 24/2007 S. 498

K. Umweltministerium

Niedersachsische Priifungsordnung
fiir die Durchfithrung von Zwischen-
und Abschlusspriifungen fiir den
Ausbildungsberuf Wasserbauerin/Wasserbauer

Bek. d. MU v. 14. 5. 2007 — 21-03320-01 —
Bezug: Bek.v. 6.7.1994 (Nds. MBL. S. 1115)

Aufgrund des Beschlusses des Berufsbildungsausschusses
vom 27. 2. 2007 erldsst die NLStBV als zustdndige Stelle fiir
den Ausbildungsberuf Wasserbauerin/Wasserbauer nach § 47
Abs. 1 und § 79 Abs. 4 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. 3.
2005 (BGBL. I S. 931), zuletzt gedndert durch Artikel 232 der
Verordnung vom 31. 10. 2006 (BGBI. I S. 2407), die Priifungs-
ordnung fiir die Durchfithrung der Zwischen- und Abschluss-
prifungen fir den Ausbildungsberuf Wasserbauerin/Wasser-
bauer (Anlage).

— Nds. MBL. Nr. 24/2007 S. 498
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Anlage

Niedersichsische Priifungsordnung
fiir die Durchfiihrung von Zwischen-
und Abschlusspriifungen fiir den
Ausbildungsberuf Wasserbauerin/Wasserbauer

I. Abschnitt
Priifungsausschuss

§1
Errichtung

Fir die Abnahme der Zwischen- und Abschlusspriifungen
errichtet die zustdndige Stelle (Niedersdchsische Landesbe-
horde fir Straflenbau und Verkehr) im Berufsbildungszent-
rum Koblenz einen Priifungsausschuss (§ 39 Abs. 1 BBiG). Bei
Bedarf konnen mehrere Priifungsausschiisse errichtet werden.

§2
Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Priifungsausschuss besteht aus finf Mitgliedern. Die
Mitglieder haben Stellvertreter/innen. Die Mitglieder und
Stellvertreter/innen miissen fiir die Priifungsgebiete sachkun-
dig und fiir die Mitwirkung im Priifungswesen geeignet sein.

(2) Dem Priifungsausschuss gehoren als Mitglieder Beauf-
tragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl
sowie mindestens eine Lehrkraft einer berufsbildenden Schu-
le an. Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder
miissen Beauftragte der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sein
(§ 40 Abs. 2 BBiG). Der Priifungsausschuss sollte aus drei Ver-
tretern des Landes Niedersachsen sowie zwei Vertretern des
Bundes bestehen.

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder werden
von der zustdndigen Stelle fiir die Dauer von drei, hochstens
fiinf Jahren berufen (§ 40 Abs. 3 Satz 1 BBiG).

(4) Die Arbeitnehmermitglieder werden auf Vorschlag der
im Bereich der zustdndigen Stelle bestehenden Gewerkschaf-
ten und selbstdndigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit
sozial- und berufspolitischer Zwecksetzung berufen (§ 40
Abs. 3 Satz 2 BBiG).

(5) Die Lehrer einer berufsbildenden Schule werden im Ein-
vernehmen mit der zustdndigen Schulaufsichtsbehérde oder
der von dieser bestimmten Stelle berufen (§ 40 Abs. 3 Satz 3
BBiG).

(6) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender
Zahl innerhalb einer von der zustdndigen Stelle gesetzten an-
gemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft die zustidndige Stel-
le nach pflichtgemédflem Ermessen (§ 40 Abs. 3 Satz 4 BBiG).

(7) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Prii-
fungsausschusses konnen nach Anhoren der an ihrer Beru-
fung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden (§ 40
Abs. 3 Satz 5 BBiG).

(8) Fiir die Abnahme von Zwischenpriifungen bestimmt der
Prifungsausschuss drei Mitglieder aus seiner Mitte (je ein Ar-
beitgeber- und ein Arbeitnehmermitglied sowie einen Lehrer
der berufsbildenden Schule).

(9) Die Tatigkeit im Prifungsausschuss ist ehrenamtlich.
Fiir bare Auslagen und fir Zeitversdumnis ist, soweit eine
Entschddigung nicht von anderer Seite gewdhrt wird, eine
Entschddigung nach den ,Rahmenrichtlinien tber die Ver-
giitung von nebenamtlicher und nebenberuflicher Lehr- und
Prufungstétigkeit in der Landesverwaltung sowie tiber die
Entschadigung der Mitglieder in Prafungsausschiissen bei der
Abnahme von Priifungen nach § 37, 48, 56 und 62 des BBiG"“
in der jeweils geltenden Fassung zu zahlen (§ 40 Abs. 4 BBiG).

§3
Ausgenommene Personen und Besorgnis der Befangenheit

(1) Bei der Zulassung zur Priifung und bei der Priifung
selbst dirfen Prifungsausschussmitglieder nicht mitwirken,
bei denen die Besorgnis der Befangenheit besteht; §§ 20 und
21 Verwaltungsverfahrensgesetz sind entsprechend anzuwen-
den.

(2) Grinde fiir einen Ausschluss oder die Besorgnis der Be-
fangenheit sind unverztglich der zustédndigen Stelle, wihrend
der Prifung dem vorsitzenden Mitglied des Prifungsaus-
schusses mitzuteilen.

(3) Die Entscheidung tiber den Ausschluss von der Mitwir-
kung trifft die zustindige Stelle, wihrend der Priifung der
Priifungsausschuss. Die/der Betroffene darf an dieser Ent-
scheidung nicht mitwirken und bei der Beschlussfassung
nicht anwesend sein.

(4) Mitwirken sollen ebenfalls nicht die Ausbildenden, so-
weit nicht besondere Umstidnde eine Mitwirkung zulassen
oder erfordern.

(5) Wenn infolge von Ausschluss oder der Besorgnis der Be-
fangenheit eine ordnungsgemaéfie Besetzung des Priifungsaus-
schusses nicht moglich ist, kann die zustdndige Stelle die
Durchfithrung der Prifung einem anderen Priifungsaus-
schuss, erforderlichenfalls einer anderen zustindigen Stelle
ibertragen.

§4
Vorsitz, Beschlussfihigkeit, Abstimmung

(1) Der Priifungsausschuss wihlt aus seiner Mitte eine Vor-
sitzende/einen Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertreter,
die nicht derselben Mitgliedergruppe angehdren sollen (§ 41
Abs. 1 BBiG).

(2) Der Prifungsausschuss ist beschlussfahig, wenn zwei
Drittel der Mitglieder, mindestens drei (davon aus jeder
Gruppe ein Mitglied), mitwirken. Er beschlie}t mit der Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt
die Stimme der/des Vorgesetzten den Ausschlag (§ 41 Abs. 2
BBiG).

§5
Geschiftsfithrung

(1) Die Geschéftsfithrung, insbesondere Einladungen, Proto-
kollfithrung und Durchfithrung der Beschliisse des Priifungs-
ausschusses, obliegt der Leiterin/dem Leiter des Berufsbil-
dungszentrums Koblenz.

(2) Die Sitzungsprotokolle sind von den Mitgliedern des
Prifungsausschusses und der Leiterin/dem Leiter des Berufs-
bildungszentrums Koblenz als Protokollfihrerin/Protokoll-
fiihrer zu unterzeichnen. § 25 Abs. 5 bleibt unbertihrt.

§6
Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Priifungsausschusses haben tiber alle
Priifungsvorgidnge Verschwiegenheit zu wahren (§ 30 Verwal-
tungsverfahrensgesetz). Dies gilt nicht gegentiber dem Berufs-
bildungsausschuss und der zustidndigen Stelle. Ausnahmen
bediirfen unter Beachtung des Datenschutzes der Einwilli-
gung der zustdndigen Stelle.

II. Abschnitt
Vorbereitung der Priifung
§7

Priifungstermine

(1) Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung oder die von ihm bestimmte Stelle bestimmt in der
Regel die fir die Durchfithrung der Prifung mafigebenden
Termine. Diese Termine sollen auf den Ablauf der Berufsaus-
bildung und des Schuljahres sowie auf Mafinahmen zur Be-
rufsausbildung abgestimmt sein.

(2) Das Berufsbildungszentrum Koblenz gibt die Priafungs-
termine und die Anmeldefristen sowie den Priifungsort recht-
zeitig in geeigneter Weise bekannt.

§8
Zulassungsvoraussetzungen fiir die Abschlusspriifung
und die Zwischenpriifung

(1) Zur Abschlusspriifung ist zuzulassen (§ 43 Abs. 1 BBiG),

1. wer die Ausbildungszeit zuriickgelegt hat oder wessen
Ausbildungszeit nicht spéter als zwei Monate nach dem
Priifungstermin endet,

2. wer an vorgeschriebenen Zwischenpriifungen teilgenom-
men sowie vorgeschriebene schriftliche Ausbildungsnach-
weise gefiihrt und vorgelegt hat und

3. wessen Ausbildungsverhiltnis in das Verzeichnis der Be-
rufsausbildungsverhiltnisse eingetragen oder aus einem
Grund nicht eingetragen ist, den weder die Auszubilden-
den noch deren gesetzliche Vertreterinnen oder Vertreter
zu vertreten haben.
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(2) Der behinderte Mensch ist zur Abschlusspriifung auch
zuzulassen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2
und 3 nicht vorliegen (§ 65 Abs. 2 Satz 3 BBiG).

(3) Zur Zwischenpriifung ist zuzulassen, wer mindestens
die Hélfte der Ausbildungsdauer vollendet hat. Die vorge-
schriebenen Ausbildungsnachweise sind vorzulegen.

§9
Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fallen

(1) Die/der Auszubildende kann nach Anhorung der/des
Ausbildenden, der berufsbildenden Schule und des Berufs-
bildungszentrums vor Ablauf der Ausbildungszeit zur Ab-
schlusspriifung zugelassen werden, wenn ihre/seine Leistun-
gen dies rechtfertigen (§ 45 Abs. 1 BBiG).

(2) Zur Abschlusspriifung ist auch zuzulassen, wer nach-
weist, dass sie/er mindestens 4,5 Jahre in dem Beruf der Was-
serbauerin/des Wasserbauers titig gewesen ist. Hiervon kann
abgesehen werden, wenn durch Vorlage von Zeugnissen oder
auf andere Weise glaubhaft dargelegt wird, dass die Bewerbe-
rin/der Bewerber Kenntnisse und Fertigkeiten erworben hat,
die die Zulassung zur Priifung rechtfertigen (§ 45 Abs. 2
BBiG).

§10
Anmeldung zur Abschlussprifung

(1) Die Anmeldung zur Priifung hat schriftlich innerhalb
der Anmeldefrist (§ 7 Abs. 2) durch die/den Ausbildenden mit
Zustimmung der/des Auszubildenden beim Berufsbildungs-
zentrum Koblenz zu erfolgen.

(2) In besonderen Féllen kann die Priifungsbewerberin/der
Priufungsbewerber selbst den Antrag auf Zulassung zur Prii-
fung stellen. Dies gilt insbesondere in den Féllen des § 9 und
bei Wiederholungspriifungen, falls ein Ausbildungsverhaltnis
nicht mehr besteht.

(3) Der Anmeldung miissen beigefiigt werden:

a) in den Fillen der §§ 8 und 9 Abs.1

— die vorgeschriebenen Ausbildungsnachweise

— das letzte Zeugnis der besuchten Berufsschule

— ggf. weitere Ausbildungs- und Tatigkeitsnachweise

— Lebenslauf (tabellarisch)

— ggf. Antrag auf Priifungserleichterung wegen einer Be-
hinderung und eine Bescheinigung tiber Art und Um-
fang der Behinderung

b) in den Féllen des § 9 Abs. 2

— Tatigkeitsnachweise oder glaubhafte Darlegung tber
den Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten i. S. des
§ 9 Abs. 2

— das letzte Zeugnis der besuchten Schule

— ggf. weitere Ausbildungs- und Tétigkeitsnachweise

— ggf. Antrag auf Priifungserleichterung wegen einer Be-

hinderung und eine Bescheinigung iiber Art und Um-
fang der Behinderung

c) bei Wiederholungsprifungen zur Abschlussprifung Be-
scheide nach § 23 unter Angabe von Ort und Zeitpunkt
der vorangegangenen Priifungen.

§11
Entscheidung tiber die Zulassung

(1) Uber die Zulassung zur Priifung entscheidet die zustin-
dige Stelle oder die von ihr beauftragte Stelle. Halt sie die Zu-
lassungsvoraussetzungen fiir nicht gegeben, so entscheidet
der Priifungsausschuss (§ 46 Abs. 1 BBiG).

(2) Die Entscheidung tiber die Zulassung ist der Prifungsbe-
werberin/dem Priifungsbewerber rechtzeitig unter Angabe des
Prifungstermins und -ortes durch das Berufsbildungszentrum
Koblenz mitzuteilen.

(3) Wurde die Zulassung aufgrund von gefédlschten Unterla-
gen oder falschen Angaben ausgesprochen, kann sie widerru-
fen werden. Wird die Félschung erst nach Abschluss der
Prifung festgestellt, kann die Priifung fiir nicht bestanden er-
klart werden.

§12
Prifungsgebithren
Prifungsgebiihren werden nicht erhoben.
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§13
Regelungen fir Behinderte

Behinderten sind auf Antrag die ihrer Behinderung ange-
messenen Erleichterungen im Priifungsverfahren einzuriu-
men. Art und Umfang der im Einzelfall zu gewéhrleistenden
Erleichterungen sind rechtzeitig mit dem Behinderten — auf
seinen Wunsch unter Beteiligung der Vertrauensperson fiir
schwerbehinderte Menschen — zu erortern.

ITI. Abschnitt
Durchfiihrung der Priifung

§14
Priifungsort

Die Abschlussprifung und die Zwischenpriifung werden
im Berufsausbildungszentrum Koblenz oder in dessen Auflen-
stelle in Kleinmachnow durchgefiihrt.

§15
Priifungsgegenstand

(1) Durch die Abschlusspriifung ist festzustellen, ob die
Prifungsteilnehmerin/der Priifungsteilnehmer die erforderli-
chen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen praktischen
und theoretischen Kenntnisse besitzt und mit dem an der
Berufsschule vermittelten, fir die Berufsausbildung wesent-
lichen Lehrstoff vertraut ist. Die Verordnung tiber die Berufs-
ausbildung zum Wasserbauer/zur Wasserbauerin ist zugrunde
zu legen.

(2) Die Zwischenpriifung erstreckt sich auf die in der Ver-
ordnung tber die Berufsausbildung zum Wasserbauer/zur
Wasserbauerin in den ersten 18 Monaten aufgefiihrten Fertig-
keiten und Kenntnisse sowie auf den im Berufsschulunter-
richt entsprechend dem Rahmenlehrplan zu vermittelnden
Lehrstoff, soweit er fiir die Berufsausbildung wesentlich ist.
Durch die Zwischenpriifung ist der Ausbildungsstand der/des
Auszubildenden zu ermitteln; ggf. ist die Ausbildung entspre-
chend zu korrigieren.

§16
Gliederung der Abschlusspriifung

(1) Die Priifung gliedert sich in eine Fertigkeits- und eine
Kenntnispriifung. Sie erstreckt sich auf die im Ausbildungsbe-
ruf (§ 4 der Verordnung tiber die Berufsausbildung zum Was-
serbauer/zur Wasserbauerin) aufgefithrten Fertigkeiten und
Kenntnisse sowie auf den im Berufsschulunterricht vermittel-
ten Lehrstoff, soweit er fiir die Berufsausbildung wesentlich
ist.

(2) Der Priifling soll in Teil A der Priifung in insgesamt
hochstens 16 Stunden eine Arbeitsaufgabe durchfithren und
innerhalb dieser Zeit in insgesamt hochstens 30 Minuten hier-
tiber ein Fachgesprich fihren. Fur die Arbeitsaufgabe kommt
insbesondere das Herstellen einer wasserbaulichen Anlage
einschlieflich Uberwachungs- oder Instandsetzungsarbeiten
in Betracht. Dabei soll der Priifling zeigen, dass er Arbeitsab-
ldufe zielorientiert unter Beachtung wirtschaftlicher, techni-
scher, organisatorischer und zeitlicher Vorgaben selbstdndig
planen, durchfithren und die Arbeitsergebnisse kontrollieren
und dokumentieren sowie Mafinahmen zur Sicherheit und
zum Gesundheitsschutz bei der Arbeit sowie zum Umwelt-
schutz ergreifen kann. Durch das Fachgesprdch soll der
Prifling zeigen, dass er fachbezogene Probleme und deren Lo-
sungen darstellen, die fur die Arbeitsaufgabe relevanten fach-
lichen Hintergrinde erldutern sowie die Vorgehensweise bei
der Ausfithrung der Arbeitsaufgabe begriinden kann. Das Er-
gebnis der Arbeitsaufgabe ist mit 80 Prozent und das Fachge-
sprach ist mit 20 Prozent zu gewichten.

(3) Die schriftliche Kenntnispriifung soll auf mindestens
zwei Tage verteilt werden. Der Priifling soll im Teil B der Pri-
fung in den Priiffungsbereichen Wasserstralen und Gewisser,
wasserbauliche Anlagen und Mafinahmen sowie Wirtschafts-
und Sozialkunde schriftlich gepriift werden. In den Priifungs-
bereichen Wasserstrafien und Gewdsser sowie wasserbauliche
Anlagen und Mafinahmen sind fachliche Probleme mit ver-
kntpften informationstechnischen, technologischen und ma-
thematischen Inhalten zu analysieren, zu bewerten und zu
l6sen. Dabei soll der Priifling zeigen, dass er die Arbeitssicher-
heits-, Gesundheitsschutz- und Umweltschutzbestimmungen
berticksichtigen, die Verwendung von Werkzeugen, Geriten
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und Maschinen zuordnen, Planungsunterlagen und Doku-
mentationen erstellen, gesetzliche Vorschriften beachten so-
wie qualitdtssichernde Maflnahmen einbeziehen kann. Es
kommen praxisbezogene Aufgaben insbesondere aus folgen-
den Gebieten in Betracht:

1. im Priifungsbereich Wasserstrafien und Gewésser:

Beschreiben der Vorgehensweise zur Vorbereitung und
Durchfithrung von Arbeiten zum Betrieb, zur Unterhal-
tung oder zur Uberwachung der Wasserstraflen und Ge-
wisser unter Beriicksichtigung der Verkehrssicherung
durch Schifffahrtszeichen sowie des aktiven und passiven
Gewdsserschutzes;

2. im Priifungsbereich wasserbauliche Anlagen und Maf-
nahmen:

Beschreiben der Vorgehensweise zur Vorbereitung und
Durchfihrung von Arbeiten an Anlagen an und in freiflie-
flenden oder staugeregelten Fliissen, Kanélen, Kiisten, Tal-
sperren oder zur Pflege und Entwicklung von Gewdssern
sowie von Mafinahmen zur Uberwachung, Instandhaltung
oder Instandsetzung;

3. im Priifungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde:

allgemeine wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusam-
menhinge der Berufs- und Arbeitswelt.

(4) Fir den Teil B der Priifung ist von folgenden zeitlichen
Hoéchstwerten auszugehen:

1. im Priifungsbereich Wasserstraflen

und Gewdésser 90 Min.
2. im Priifungsbereich wasserbauliche

Anlagen und Mafinahmen 150 Min.
3. im Prifungsbereich Wirtschafts-

und Sozialkunde 60 Min.

(5) Teil B der Prifung ist auf Antrag des Priiflings oder nach
Ermessen des Priifungsausschusses in einzelnen Priifungsbe-
reichen durch eine mundliche Priiffung zu erginzen, wenn
diese fir das Bestehen der Priiffung den Ausschlag geben
kann. Bei der Ermittlung der Ergebnisse fiir die miindlich ge-
priften Prifungsbereiche sind die jeweiligen bisherigen Er-
gebnisse und die entsprechenden Ergebnisse der miindlichen
Ergédnzungspriifung im Verhéltnis 2 : 1 zu gewichten.

(6) Innerhalb des Teils B der Prifung sind die Prafungsbe-
reiche wie folgt zu gewichten:

1. im Priifungsbereich Wasserstraflen

und Gewasser 30 %
2. im Priifungsbereich wasserbauliche
Anlagen und Mafinahmen 50 %

3. im Priifungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde 20 %.

(7) Die Prufung ist bestanden, wenn jeweils in den Prii-
fungsteilen A und B mindestens ausreichende Leistungen er-
bracht sind. In zwei der Prifungsbereiche des Priifungsteils B
miissen mindestens ausreichende Leistungen, in dem weite-
ren Priifungsbereich des Priifungsteils B diirfen keine ungent-
genden Leistungen erbracht worden sein.

(8) Alle fur die Durchfiihrung der Priifung erforderlichen
Baustoffe, Werkzeuge, Schreib- und Zeichenmaterialien wer-
den zur Verfiigung gestellt.

§17
Gliederung der Zwischenpriifung

(1) Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwi-
schenpriifung durchzufiihren. Sie soll am Ende des zweiten
Ausbildungsjahres stattfinden und gliedert sich in eine Fertig-
keits- und eine Kenntnispriifung.

(2) Die Zwischenpriifung erstreckt sich auf die in der Anla-
ge fur die ersten 18 Monate aufgefithrten Fertigkeiten und
Kenntnisse sowie auf den im Berufsschulunterricht entspre-
chend dem Rahmenlehrplan zu vermittelnden Lehrstoff, so-
weit er fir die Berufsausbildung wesentlich ist.

(3) Der Priifling soll in insgesamt hochstens acht Stunden
eine Arbeitsaufgabe durchfithren sowie innerhalb dieser Zeit
in insgesamt hochstens 15 Minuten hiertiber ein Fachge-
sprich fithren. Hierfiir kommt insbesondere die Planung und
Durchfiithrung einer Wasserbaumafinahme in Betracht. Dabei
soll der Prifling zeigen, dass er Arbeitsschritte und Arbeits-
mittel festlegen, technische Unterlagen nutzen sowie Maf-
nahmen zur Sicherheit und zum Gesundheitsschutz bei der
Arbeit, zum Umweltschutz und zur Qualitdtssicherung be-
riicksichtigen kann. Durch das Fachgespréch soll der Priifling

zeigen, dass er fachbezogene Probleme und deren Lésungen
darstellen, die fiir die Arbeitsaufgabe relevanten fachlichen
Hintergriinde aufzeigen sowie die Vorgehensweise bei der
Ausfithrung der Arbeitsaufgabe begriinden kann.

§18
Prifungsaufgaben

Der Priifungsausschuss beschliefit die Prifungsaufgaben
auf der Grundlage der Verordnung tiber die Berufsausbildung
zum Wasserbauer/zur Wasserbauerin. Die erlaubten Arbeits-
und Hilfsmittel sind in den Priifungsaufgaben anzugeben.

§19
Nichtoffentlichkeit

(1) Die Prifungen sind nicht 6ffentlich. Vertreterinnen/Ver-
treter der zustdndigen Stelle oder der von ihr beauftragten
Stelle sowie die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
des Berufsbildungsausschusses kénnen anwesend sein. Der
Prifungsausschuss kann im Einvernehmen mit der zustdandi-
gen Stelle oder der von ihr beauftragten Stelle andere Perso-
nen als Giste zulassen, sofern keiner der Priifungsteilnehmer/
innen widerspricht.

(2) Bei der Beratung iiber das Priifungsergebnis diirfen nur
die Mitglieder des Prifungsausschusses sowie zur Protokoll-
fithrung ein/eine Vertreter/in der zustindigen Stelle bzw. der
von ihr beauftragten Stelle anwesend sein.

§20
Leitung, Aufsicht und Niederschrift

(1) Die Priifung wird unter Leitung der/des Vorsitzenden
vom gesamten Prifungsausschuss abgenommen.

(2) Die Priifungen sind unter Aufsicht durchzufithren. Dies
soll sicherstellen, dass die Priifungsteilnehmer/innen die Ar-
beiten selbstindig und nur mit den erlaubten Arbeits- und
Hilfsmitteln ausfiithren.

(3) Uber den Ablauf der Priifungen ist eine Niederschrift zu
fertigen. Sie ist von der/dem Aufsichtsfiithrenden zu unter-
zeichnen.

§21
Ausweispflicht und Belehrung

Die Prufungsteilnehmer/innen haben sich auf Verlangen
der/des Vorsitzenden oder der/des Aufsichtfithrenden tiber
ihre Person auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Priifung
iiber den Priifungsablauf, die zur Verfiigung stehende Zeit, die
erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen von Téau-
schungshandlungen und Ordnungsverstéfien zu belehren.

§22
Tduschungshandlungen und Belehrungen

(1) Tauscht ein/eine Priifungsteilnehmer/in wihrend der
Priifung oder versucht sie/er zu tduschen, so berichtet die/der
Aufsichtfihrende hieriiber der/dem Vorsitzenden des Prii-
fungsausschusses. Der/die Priifungsteilnehmer/in darf jedoch
an dem Priifungsabschnitt bis zu dessen Ende teilnehmen.

(2) Stort ein/eine Priifungsteilnehmer/in den Priifungsab-
lauf erheblich, kann die/der Aufsichtfiihrende sie/ihn von der
Prifung vorldufig ausschlieffen. Die/der Aufsichtfithrende be-
richtet hiertiber der/dem Vorsitzenden des Priifungsausschus-
ses.

(3) Uber die Folgen der Tduschung, des Taduschungsver-
suchs oder des Ordnungsverstofies entscheidet der Priifungs-
ausschuss nach Anhoéren des/der Priifungsteilnehmer/in. Der
Priffungsausschuss kann nach der Schwere der Tduschungs-
handlung oder des Ordnungsverstofles die Wiederholung der
betreffenden Priifungsarbeit anordnen, die betreffende Pri-
fungsleistung mit null Punkten bewerten oder in besonders
schweren Fillen die Priifung fiir nicht bestanden erkléren.

(4) Wird die Tduschungshandlung erst nach Abschluss der
Prifung bekannt, gilt das Vorstehende.

(5) Bei der Zwischenpriifung gelten Priifungsaufgaben, bei
denen Téduschungshandlungen begangen wurden, als nicht
gelost.

§ 23
Ricktritt, Nichtteilnahme

(1) Der/die Prufungsbewerber/in kann nach erfolgter An-
meldung rechtzeitig vor Beginn der Priifung durch schriftli-
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che Erklarung von der Priifung zuriicktreten. In diesem Fall
gilt die Priifung als nicht begonnen. Hat der/die Priifungsteil-
nehmer/in ohne vorherige schriftliche Erklarung an der Prii-
fung nicht teilgenommen, so gilt die Prifung als nicht be-
standen, es sei denn, der/die Priifungsbewerber/in war aus
wichtigem Grund an der Teilnahme oder der rechtzeitigen
Abgabe der Erklarung gehindert.

(2) Bricht der/die Prifungsteilnehmer/in aus wichtigem
Grund die Priifung ab, so gilt diese als nicht begonnen; in sich
abgeschlossene Priifungsleistungen konnen anerkannt wer-
den. Liegt ein wichtiger Grund fiir den Abbruch der Priifung
nicht vor, so gilt die Priifung als nicht bestanden.

(3) Die Entscheidung tiber das Vorliegen eines wichtigen
Grundes und tiber den Umfang der anzuerkennenden Prii-
fungsteile trifft der Priifungsausschuss nach Anhoren des Prii-
fungsteilnehmers/der Prifungsteilnehmerin.

(4) Hat ein wichtiger Grund fiir den Ricktritt oder die
Nichtteilnahme vorgelegen, so legt der Prifungsausschuss
nach Anhéren der Priifungsbewerberin/des Prifungsbewer-
bers einen moglichst frithzeitigen neuen Priiffungstermin fest.

IV. Abschnitt

Bewertung, Feststellung und Beurkundung
des Priifungsergebnisses
§24
Bewertung
(1) Priifungsleistungen sind nach folgendem Punktesystem
zu bewerten:
— eine den Anforderungen in besonderem Mafle entspre-
chende Leistung
= 100 — 87,5 Punkte = Note 1 = sehr gut
— eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung
= unter 87,5 — 75 Punkte = Note 2 = gut
— eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende
Leistung
= unter 75 — 62,5 Punkte = Note 3 = befriedigend
— eine Leistung, die zwar Mingel aufweist, aber im ganzen
noch den Anforderungen entspricht
= unter 62,5 — 50 Punkte = = Note 4 = ausreichend
— eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, je-
doch erkennen lésst, dass die notwendigen Grundkennt-
nisse vorhanden sind
= unter 50 — 25 Punkte = Note 5 = mangelhaft
— eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht
und bei der selbst die Grundkenntnisse lickenhaft sind
= Note 6 = ungentigend
Ergeben sich bei der Ermittlung der Durchschnittswerte Dezi-

malstellen, so sind diese ab 0,5 aufzurunden, darunter abzu-
runden.

(2) Jeder Priifungsteil ist selbstdndig und unabhéngig von-
einander von den Mitgliedern des Priifungsausschusses zu be-
urteilen und zu bewerten.

= unter 25 Punkten

§25

Feststellung und Bekanntgabe des Priiffungsergebnisses
bei der Abschlusspriifung

(1) Der Prifungsausschuss stellt gemeinsam die Ergebnisse
der einzelnen Prifungsteile und -bereiche fest und ermittelt
die Einzelbewertung sowie das Gesamtergebnis der Priifung
mit Hilfe des arithmetischen Mittels.

(2) Bei der Bewertung der Prifungsteile A und B sind die
Teilleistungen entsprechend § 16 zu gewichten.

(3) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses haben die
Priifungsteile A und B das gleiche Gewicht.

(4) Die Priifung ist bestanden, wenn jeweils in den Pri-
fungsteilen A und B mindestens ausreichende Leistungen er-
bracht sind. In zwei der Priifungsbereiche des Priifungsteils B
miissen mindestens ausreichende Leistungen, in dem weite-
ren Prifungsbereich des Priifungsteils B diirfen keine ungenti-
genden Leistungen erbracht worden sein.

(5) Unbeschadet des § 29 kann der Prifungsausschuss be-
schlieflen, dass in bestimmten Priiffungsbereichen eine Wie-
derholungspriifung nicht erforderlich ist.
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(6) Uber den Verlauf der Priifung einschlieflich der Fest-
stellung der einzelnen Priifungsergebnisse ist eine Nieder-
schrift zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern des Priifungs-
ausschusses zu unterzeichnen.

(7) Der Priufungsausschuss teilt dem/der Prifungsteilneh-
mer/in am letzten Priiffungstag mit, ob sie/fer die Priifung
,bestanden“ oder ,,nicht bestanden* hat. Hiertiber ist dem/der
Prifungsteilnehmer/in eine von der/dem Vorsitzenden zu un-
terzeichnende Bescheinigung auszuhdndigen. Dabei ist als
Termin des Bestehens bzw. Nichtbestehens der Tag der Fest-
stellung des Gesamtergebnisses der Priifung einzusetzen.

§ 26
Feststellung des Ergebnisses der Zwischenpriifung

Der Priifungsausschuss stellt das Ergebnis der Zwischen-
prifung fest.

§27
Prifungszeugnis

(1) Bei bestandener Priifung erhélt der/die Prifungsteilneh-
mer/in ein Zeugnis.

(2) Das Prifungszeugnis enthlt:

— die Bezeichnung ,Prifungszeugnis nach § 37 BBiG tber
die Abschlusspriifung im anerkannten Beruf Wasserbauer/
Wasserbauerin®,

— die Personalien der Priifungsteilnehmerin/des Priifungs-
teilnehmers,

— den Ausbildungsberuf,

— das Gesamtergebnis der Priifung, und die Ergebnisse des
Teils A (praxisorientierte Arbeitsaufgabe) sowie des Teils B
(Wasserstrallen und Gewdisser, Wasserbauliche Anlagen
und Mafinahmen sowie Wirtschafts- und Sozialkunde),

— das Datum des Bestehens der Priifung und

— die Unterschrift der/des Vorsitzenden des Priifungsaus-
schusses mit Siegel.

(3) Nach abgelegter Zwischenpriifung wird der/dem Auszu-
bildenden eine schriftliche Bescheinigung tiber das Ergebnis
ihrer/seiner Priifungsleistungen ausgehdndigt. Je eine Ausfer-
tigung erhalten ggf. der/die gesetzliche Vertreter/in der/des
Auszubildenden, weiterhin die/der Ausbildende und die Be-
rufsschule.

§28
Nicht bestandene Abschlussprifung

(1) Bei nicht bestandener Priifung erhalten der/die Pri-
fungsteilnehmer/in und ggf. ihr/sein gesetzliche/r Vertreter/in
sowie die/der Ausbildende vom Priifungsausschuss einen
schriftlichen Bescheid gemdfl § 25 Abs. 7. Darin ist anzuge-
ben, in welchen Priifungsteilen bzw. in welchen Bereichen
des Teils B ausreichende Leistungen nicht erbracht worden
sind und ggf. welche Priifungsleistungen in einer Wiederho-
lungspriifung nicht wiederholt zu werden brauchen.

(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungs-
prifung nach § 29 ist hinzuweisen.

V. Abschnitt
Wiederholungspriifung

§29
Wiederholungspriifung

(1) Eine nicht bestandene Abschlusspriifung kann zweimal
wiederholt werden.

(2) Hat der/die Prifungsteilnehmer/in bei nicht bestandener
Prifung in einem Priifungsteil oder -bereich mindestens aus-
reichende Leistungen erbracht, so ist dieser Priifungsteil oder
-bereich auf Antrag des Priifungsteilnehmers/der Priifungsteil-
nehmerin nicht zu wiederholen, sofern diese/r sich innerhalb
von zwei Jahren — gerechnet vom Tage der Beendigung der
nicht bestandenen Priifung an — zur Wiederholungspriifung
anmeldet. Das gleiche gilt, wenn nach Beschluss des Pri-
fungsausschusses geméafl § 25 Abs. 4 in bestimmten Priifungs-
teilen oder -bereichen eine Wiederholungspriifung nicht
erforderlich ist.

(3) Der Prufungsausschuss legt fest, zu welchem Zeitpunkt
die Priifung frithestens wiederholt werden kann.
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(4) Die Vorschriften tiber die Anmeldung und Zulassung
(§§ 8 bis 11) gelten sinngema®f.

VI. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§30
Rechtsbehelfe

Mafinahmen und Entscheidungen des Priifungsausschusses
sowie der zustindigen Stelle oder der von ihr beauftragten
Stelle sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den/die Prii-
fungsbewerber/in oder -teilnehmer/in mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen. Diese richtet sich im Einzelnen nach
der Verwaltungsgerichtsordnung und den Ausfithrungsbe-
stimmungen des Landes Niedersachsen.

§ 31
Priifungsunterlagen

(1) Nach Abschluss der Priifung ist dem/der Prifungsteil-
nehmer/in auf Antrag Einsicht in ihre/seine Prifungsunterla-
gen zu gewéhren.

(2) Die schriftlichen Unterlagen der Abschlusspriifung sind
zwei Jahre, die Anmeldungsunterlagen und Niederschriften
sind zehn Jahre nach Abschluss der Priifung bei der Ge-
schiftsstelle des Prifungsausschusses aufzubewahren.

(3) Die schriftlichen Priifungsarbeiten der Zwischenprifung
werden der/dem Auszubildenden ausgehéndigt.

§ 32
Ubergangsregelung

Auf Berufsverhéltnisse, die vor dem 1. 8. 2004 abgeschlos-
sen wurden, ist die bisherige Priifungsordnung weiter anzu-
wenden.

§ 33
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

Diese Priiffungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veroffentli-
chung im Nds. Ministerialblatt in Kraft. Zum gleichen Zeit-
punkt tritt die Prifungsordnung vom 6. 7. 1994 auler Kraft.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(Verbrennungsmotoranlage Klinik Fontheim, Liebenburg)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 14. 6. 2007
— G/07/003 —

Die Firma Bioenergie Lewe GmbH, Lindenstrafle 15, 38704 Lie-
benburg, hat mit Schreiben vom 24. 1. 2007 die Erteilung einer
Genehmigung geméfl den §§ 4 und 19 BImSchG i. d. F. vom
26. 9. 2002 (BGBL. I S. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBI. I S. 3180), fur die Er-
richtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage auf
dem Geldnde der Klinik Dr. Fontheim beantragt. In der Anlage
soll Biogas eingesetzt werden, das in einer Biogasanlage aufer-
halb von Liebenburg erzeugt wird. Standort der Verbrennungs-
motoranlage ist in 38704 Liebenburg, Lindenstrafle 15, Klinik
Dr. Fontheim, Gemarkung Liebenburg, Flur 6, Flursttick 188/1.

Das Vorhaben ist unter Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG
i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBI.1S. 1757, 2797), zuletzt gedndert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBI. I S. 3316),
genannt und in Spalte 2 mit einem ,,S“ gekennzeichnet. Damit
ist fur das Vorhaben gemifl § 3¢ Abs.1 i. V. m. Anlage 1
UVPG eine standortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles er-
forderlich. Nach der Vorpriifung der entscheidungserheblichen
Daten und Unterlagen wird hiermit fiir das Vorhaben , Errich-
tung und Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage am o. g.
Standort” geméfl § 3 a UVPG festgestellt, dass eine Umwelt-
vertraglichkeitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemafl § 3 a UVPG nicht selbstindig
anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 24/2007 S. 503

Feststellung gemifd § 3 a UVPG
(Biogasanlage Remlingen)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 15. 6. 2007
— G/06/046 —

Die Firma Remlingen Biogas GmbH & Co. KG, Feldberg-
strafle 6 A, 38162 Cremlingen, hat mit Schreiben vom 2. 11.
2006 die Erteilung einer Genehmigung geméf} den §§ 4 und 19
BImSchG . d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBI. I
S. 3180), fiir die Errichtung und den Betrieb einer Biogasanlage
bei Remlingen beantragt. In der Biogasanlage sollen nach-
wachsende Rohstoffe und Giille eingesetzt werden. Standort
der Anlage ist in 38319 Remlingen, an der K 20, Gemarkung
Remlingen, Flur 8, Flurstiicke 4/14, 6/6, 6/7.

Das Vorhaben ist in Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG
i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBL. I S. 1757, 2797), zuletzt gedn-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBI. I
S. 3316), genannt und in Spalte 2 mit einem ,,S“ gekennzeich-
net. Damit ist fiir das Vorhaben gemaft § 3 ¢ Abs. 1i. V. m.
Anlage 1 UVPG eine standortbezogene Vorpriifung des Einzel-
falles erforderlich. Nach der Vorpriifung der entscheidungs-
erheblichen Daten und Unterlagen wird hiermit fiir das
Vorhaben ,Errichtung und Betrieb einer Biogasanlage am o. g.
Standort” gemafl § 3 a UVPG festgestellt, dass eine Umwelt-
vertraglichkeitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemédfl § 3 a UVPG nicht selbstdndig
anfechtbar.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Ergebnis des Screening-Verfahrens gemifl § 3 a UVPG
(Bioenergie Kleiner Deister GmbH, Springe-Wiilfinghausen)

Bek. d. GAA Hannover v. 13. 6. 2007
— 117/H000022197/1.4 b)aa)/2 —

Die Firma Bioenergie Kleiner Deister GmbH, Klostergut 1,
31832 Springe-Wiilfinghausen, hat beim GAA Hannover die
Erteilung einer Genehmigung gemaf § 4 i. V. m. § 19 BImSchG
i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830), zuletzt gedndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBI. I
S. 3180), fir die Errichtung und den Betrieb einer Biogasan-
lage beantragt. Standort der gesamten Anlage ist das Grund-
stiick 31832 Springe-Wiilfinghausen, Gemarkung Héltensen,
Flur 5, Flurstiick 29/4.

Im Rahmen dieses Verfahrens ist geméfl § 3 ¢ Abs. 1 UVPG
i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBI. I S. 1757, 2797), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBI. I
S. 3316), i. V. m. Anlage 1 durch eine standortbezogene Vor-
prifung zu ermitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die
Durchfithrung einer Umweltvertréaglichkeitspriifung erforder-
lich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenomme-
ne Prifung ergab, dass eine Umweltvertraglichkeitspriifung
nicht durchgefithrt zu werden braucht.

Das festgestellte Priifungsergebnis ist nicht selbstédndig an-
fechtbar (§ 3 a UVPG).

— Nds. MBL. Nr. 24/2007 S. 503
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Genehmigung gemif} § 10 BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(P.F.C. Pro Food Company, Rieste)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 11. 6. 2007
— 3103-40211/1-7.34-7 —

Die Firma P.F.C. Pro Food Company GmbH & Co. KG,
49639 Nortrup, hat einen Antrag auf Erteilung einer Geneh-
migung fir die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur
Herstellung von sonstigen Nahrungsmittelerzeugnissen aus tie-
rischen Rohstoffen (Wurstfabrikation) in 49597 Rieste gemaf}
den §§ 4 und 10 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBI. I
S. 3830) in der jeweils geltenden Fassung gestellt.

Antragsgegenstand des Verfahrens ist der Neubau einer
Produktionsanlage zur Herstellung von Rohwurst und Koch-
schinken.

Die Anlage fallt unter Nummer 7.34 Spalte 1 des Anhangs
der 4. BImSchV i. d. F. vom 14. 3. 1997 (BGBI. I S. 504) in der
jeweils geltenden Fassung.

Gemaf § 1 Abs. 3 ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz vom 18. 11.
2004 (Nds. GVBI. S. 464) in der jeweils geltenden Fassung
i. V.m. Nummer 8.1 der Anlage dieser Verordnung ist das
GAA Oldenburg die zustidndige Genehmigungsbehorde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemafl § 10 Abs. 3
BlmSchG o6ffentlich bekannt gemacht.

Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gemafl §§ 4
und 10 BImSchG und die Antragsunterlagen liegen

vom 2. 7. bis 1. 8. 2007

bei den folgenden Stellen zu den angegebenen Zeiten zur
Einsichtnahme aus:

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg
Theodor-Tantzen-Platz 8

26122 Oldenburg

Zimmer 423

montags bis donnerstags  in der Zeit von 8.00 bis 16.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr,

Gemeinde Rieste
Bahnhofstrafle 23
49597 Rieste

montags bis donnerstags in der Zeit von 8.00 bis 12.30 Uhr
und 13.30 bis 17.00 Uhr,
in der Zeit von 8.00 bis 12.30 Uhr.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen gemafd
§ 10 Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (bis zum 15. 8. 2007) schriftlich bei den genann-
ten Auslegungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Ein-
wendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10
Abs. 3 Satz 3 BImSchG).

Gemif § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV i. d. F. vom 29. 5. 1992
(BGBL. I S. 1001) in der jeweils geltenden Fassung sind die
Einwendungen der Antragstellerin und, soweit sie deren
Aufgabenbereich bertihren, den nach § 11 der 9. BlImSchV
beteiligten Behorden bekannt zu geben. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass auf Verlangen einer Einwenderin oder eines
Einwenders deren oder dessen Name und Anschrift vor der
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden sollen, wenn diese
zur ordnungsgeméfien Durchfiihrung des Genehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich sind.

freitags

Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden
anldsslich eines Erorterungstermins mit der Antragstellerin
und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, erortert.
Dieser Termin findet statt am

Donnerstag, dem 30. 8. 2007,
ab 10.00 Uhr im Sitzungszimmer der Gemeinde Rieste,
Bahnhofstrafle 23, 49597 Rieste.
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Sollte die Erorterung am 30. 8. 2007 nicht abgeschlossen
werden koénnen, wird sie an den darauf folgenden Werktagen
zur gleichen Zeit am selben Ort fortgesetzt.

Der Erorterungstermin ist offentlich. Er dient dazu, die
rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies
fiir die Priffung der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem
BImSchG von Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die
Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Ein-
wendungen zu erldutern. Die Einwendungen werden auch
dann erortert, wenn die Antragstellerin oder die Personen, die
Einwendungen erhoben haben, zu diesem Erorterungstermin
nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erdrterungstermin nicht behandelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemafy
§ 21 a der 9. BImSchV offentlich bekannt gemacht wird und
diese die Zustellung der Entscheidung gemdfl § 10 Abs. 8
BImSchG ersetzen kann.

— Nds. MBL. Nr. 24/2007 S. 504

Rechtsprechung

Staatsgerichtshof

Leitsdtze
zum Urteil vom 11. 6. 2007
— StGH 1/05 —

1. Aus dem Zusammenwirken von Art. 57 Abs. 1, 58 NV
i. V.m. Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG und Art. 106 GG ergibt
sich kein Anspruch der Spielbankgemeinden auf geson-
derte Beteiligung an der Spielbankabgabe.

2. Die durch Art. 106 GG abschlieflend geregelte Verteilung
des Steuerautkommens schliefit ungeschriebene Ausgleichs-
anspriche der Spielbankgemeinden aus.

3. Die mit der Erhebung der Spielbankabgabe verbundene
Ungleichbehandlung der Spielbankgemeinden im Vergleich
zu anderen Gemeinden ist aufgrund der Besonderheiten
des Spielbankenrechts gerechtfertigt.

4. Der Landesgesetzgeber greift mit der Befreiung der Spiel-
banken von der Vergniigungssteuer nicht in die kommu-
nale Finanzhoheit der Spielbankgemeinden ein.

Urteil vom 11. 6. 2007
— StGH 1/05 —

In dem Verfahren tiber die Verfassungsbeschwerden
der Stadt ...,

der Stadt ...,

der Stadt ...,

der Gemeinde ...,

der Stadt ...,

der Stadt ...,

der Stadt ...,

der Stadt ...,

der Gemeinde ...,

10. der Stadt ...,

Verfahrensbevollméachtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. K.

gegen § 7 Satz 1 sowie §§ 4, 5 und 8 des Niedersédchsischen
Spielbankengesetzes vom 16. Dezember 2004 — NSpielbG
2004 — (Nds. GVBL. S. 605)

hat der Niedersédchsische Staatsgerichtshof auf die miindliche
Verhandlung vom 13. April 2007 fiir Recht erkannt:

Die Verfassungsbeschwerden werden zuriickgewiesen.

PN O, whe

Grinde:

A.

Beschwerdefiihrerinnen sind die zehn niedersidchsischen
Gemeinden, auf deren Gebiet sich jeweils eine zugelassene
Spielbank i. S. d. § 1 des Niedersachsischen Spielbanken-
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gesetzes in der Fassung vom 16. Dezember 2004 — NSpielbG
2004 — (Nds. GVBL. S. 605) befindet (sog. Spielbankgemein-
den). Sie wenden sich mit ihren Verfassungsbeschwerden ge-
gen § 7 Satz 1 sowie §§ 4, 5 und 8 NSpielbG 2004.

L

1. Niedersachsen hat die Einrichtung 6ffentlicher Spielban-
ken erstmals durch das Gesetz tiber die Zulassung offentlicher
Spielbanken vom 25. Juli 1973 — NSpielbG 1973 — (Nds.
GVBL. S. 253) geregelt. Darauthin wurden im Jahr 1975 Spiel-
banken in Niedersachsen erdffnet. Diese sind seither einer Spiel-
bankabgabe unterworfen, deren Ausgestaltung im einzelnen
unterschiedlich erfolgte (§ 3 NSpielbG 1973, § 3 Niedersédch-
sisches Spielbankgesetz vom 10. November 1989 — NSpielbG
1989 — [Nds. GVBL. S. 375], §§ 4, 5 NSpielbG 2004). Zugleich
sind die niedersdchsischen Spielbanken von der Zahlung der-
jenigen Steuern befreit, die der Gesetzgebung des Landes
unterliegen und im unmittelbaren Zusammenhang mit dem
Betrieb der Spielbank stehen (§ 5 NSpielbG 1973, § 7 NSpielbG
1989 und § 8 NSpielbG 2004). Hierdurch ist die Erhebung
einer Vergntigungssteuer auf den Betrieb der Spielbank ausge-
schlossen.

Ferner sind die Spielbanken von der Gewerbesteuer befreit.
Eine ausdriickliche Befreiungsvorschrift hat das Jahressteuer-
Ergdnzungsgesetz 1996 vom 18. 12. 1995 (BGBL. I 1959 [1964])
in § 3 Nr. 1 Gewerbesteuergesetz (GewStG) eingefiigt. Dem-
nach sind ,die zugelassenen offentlichen Spielbanken mit
ihren der Spielbankabgabe unterliegenden Tétigkeiten“ von
der Gewerbesteuer befreit. Zur Begriindung fiithrte der Bericht
des Finanzausschusses des Deutschen Bundestags an, die
Regelung diene der Klarstellung und der Rechtssicherheit. Sie
fithre zu keiner materiellen Anderung, da schon zuvor eine
entsprechende Steuerbefreiung aufgrund der Spielbanken-
Verordnung vom 27. Juli 1938 erfolgt sei (BT-Drucks. 13/3084
S. 25).

2. Inder bis zum Jahre 2004 geltenden Fassung des NSpielbG
war jeweils ein Rechtsanspruch auf eine gesonderte Beteili-
gung (nur) der Spielbankgemeinden an dem Aufkommen der
Spielbankabgabe vorgesehen (§ 4 NSpielbG 1973, § 8 NSpielbG
1989). Die Hohe des (gesonderten) Anteils der Spielbankge-
meinden an dem Aufkommen der Spielbankabgabe war bis
zum Jahr 2004 nach Maf3gabe einer Rechtsverordnung festzu-
legen (§ 7 Satz 1 Nr. 1 NSpielbG 1973, § 8 Abs. 2 NSpielbG
1989).

a) § 8 NSpielbG 1989 hatte folgenden Wortlaut:

»§8

Anteil der Spielbankgemeinde
an der Spielbankabgabe

(1) Die Gemeinde, in der sich eine Spielbank befindet
(Spielbankgemeinde), erhélt einen Anteil an dem Teil der
Spielbankabgabe, der auf diese Spielbank entfallt.

(2) Das Landesministerium wird erméchtigt, durch Ver-
ordnung die Hohe des Anteils der Spielbankgemeinde an
der Spielbankabgabe zu regeln. Der Anteil darf 20 v. H. der
jeweiligen Bruttospielertrdage nicht iibersteigen; er kann
auf einen Hochstbetrag, bezogen auf die Einwohnerzahl,
begrenzt werden.“

b) Der Anteil der Spielbankgemeinden an der Spielbankabga-
be wurde in der Zeit von 1974 bis 2004 wie folgt durch
Rechtsverordnung geregelt:

Aufgrund von § 7 Satz 1 Nr. 1 NSpielbG 1973 bestimmte
die Verordnung tiber die Hohe des Anteils der Spielbank-
gemeinde an der Spielbankabgabe vom 4. Dezember 1974
(Nds. GVBL. S. 547), dass die Gemeinde, in der sich eine
offentliche Spielbank oder ein Zweigspielbetrieb einer
offentlichen Spielbank befand, vom Land Niedersachsen
einen Anteil an der Spielbankabgabe in Hohe von 20 v. H.
des Bruttospielertrags erhielt, der in der Spielbank oder in
dem Zweigspielbetrieb erzielt worden war.

Die Verordnung tiber die Hohe des Anteils der Spielbank-
gemeinde an der Spielbankabgabe vom 28. Juli 1976 (Nds.
GVBL. S. 213) begrenzte den Anteil der Spielbankgemein-
de auf 20 v. H. des Bruttospielertrags, hochstens jedoch
jahrlich 100 DM je Einwohner.

Eine gleichlautende Regelung enthielt die aufgrund des § 8
Abs. 2 NSpielbG 1989 ergangene Verordnung iiber die
Hohe des Anteils der Spielbankgemeinde an der Spiel-
bankabgabe vom 26. Januar 1990 (Nds. GVBL. S. 37).

Die Verordnung zur Anderung der Verordnung iiber die
Hohe des Anteils der Spielbankgemeinde an der Spiel-
bankabgabe vom 23. August 1994 (Nds. GVBL. S. 425)
reduzierte diesen Betrag dahin, dass die Gemeinde mit
Wirkung ab 1. September 1994 einen Anteil von 10 v. H.
des Bruttospielertrags der Spielbank, hochstens 30 DM je
Einwohner erhielt. Die Zweite Verordnung zur Anderung
der Verordnung tiber die Hohe des Anteils der Spielbank-
gemeinde an der Spielbankabgabe vom 20. Dezember 1994
(Nds. GVBI. S. 540) erhohte den Anteil der Gemeinde an
der Spielbankabgabe auf hochstens 50 DM je Einwohner
und fiihrte eine Klausel ein, nach der sich dieser Gemein-
deanteil erstmals im Jahr 1997 um die Hilfte des Vom-
hundertsatzes erhohte, um den der Bruttospielertrag der
niedersdchsischen Spielbanken im Vorjahr gestiegen war.

Art. 2 der Niedersdchsischen Euro-Anpassungsverordnung
vom 14. September 2001 (Nds. GVBL. S. 604) setzte den
Anteil der Spielbankgemeinde je Einwohner auf hochstens
28,67 € fest und bestimmte eine Erhohung dieses Betrags
entsprechend der Steigerung des Bruttospielertrags der
niedersdchsischen Spielbanken ab dem Jahr 2002 nach
dem bereits 1994 festgelegten Schliissel.

Die Verordnung zur Anderung der Verordnung iiber die
Hohe des Anteils der Spielbankgemeinde an der Spiel-
bankabgabe vom 17. Dezember 2003 (Nds. GVBL. S. 474)
halbierte den Anteil der Spielbankgemeinden an der Spiel-
bankabgabe mit Wirkung ab dem Jahr 2004 auf 5 v. H. des
Bruttospielertrages und reduzierte den Hochstbetrag je
Einwohner auf 14,49 € (vorbehaltlich der weiterhin beste-
henden Steigerung des Hochstbetrags pro Einwohner ent-
sprechend der hilftigen prozentualen Steigerung der Brutto-
spielertrége).
3. Das NSpielbG 2004 sieht nunmehr in § 7 Satz 1 eine
gesonderte Beteiligung der Spielbankgemeinden an dem Auf-
kommen der Spielbankabgabe nach Mafigabe des Landeshaus-
halts vor. In den Haushaltspldnen der Jahre 2005 ff. sind
insoweit keine Mittel ausgewiesen.

II.

1. Die beschwerdefithrenden Kommunen wenden sich in
erster Linie gegen § 7 Satz 1 NSpielbG 2004. Diese Vorschrift
hat folgenden Wortlaut:

»S7
Anteil der Spielbankgemeinde an der Spielbankabgabe

Die Gemeinden, in denen sich eine Spielbank befindet
(Spielbankgemeinden), erhalten nach Mafigabe des Landes-
haushalts einen Anteil am Aufkommen der Spielbankabgabe
(Spielbankgemeindeanteil).”

a) Die Beschwerdefiihrerinnen riigen eine Verletzung ihres
Rechts auf Selbstverwaltung aus Art. 57 Abs. 1 und 3 so-
wie Art. 58 der Niedersdchsischen Verfassung — NV —
vom 19. Mai 1993 (Nds. GVBI. S. 107). Sie sehen ihre
Finanzhoheit als eine Ausprdagung der kommunalen Selbst-
verwaltungsgarantie verletzt. Die Verletzung der Finanz-
hoheit ergebe sich daraus, dass das Land eine Spielbank-
abgabe erhebe, ohne die Spielbankgemeinden am Aufkom-
men dieser Abgabe gesondert zu beteiligen. Den Spiel-
bankgemeinden werde damit das ihnen durch Art. 106
Abs. 6 Grundgesetz (GG) zugewiesene Steueraufkommen
vorenthalten. Dies stelle einen Eingriff in eine von Art. 28
Abs. 2 GG und Art. 57 NV geschiitzte Rechtsposition dar.
Auf die Hohe der den Spielbankgemeinden entgehenden
Einnahmen komme es nicht an.

Die Spielbankgemeinden seien durch § 7 Satz 1 NSpielbG
2004 selbst, gegenwirtig und unmittelbar betroffen. Das
NSpielbG 2004 habe den zuvor bestehenden Rechts-
anspruch der Spielbankgemeinden auf Beteiligung am Auf-
kommen der Spielbankabgabe abgeschafft, stattdessen er-
folge nur noch eine Beteiligung nach Mafigabe des Landes-
haushalts.

b) Den Spielbankgemeinden stehe ein unmittelbar in Art. 106
Abs. 6 GG wurzelnder Anspruch auf Beteiligung am Auf-
kommen der als Abgeltungssteuer ausgestalteten Spiel-
bankabgabe in dem Umfang zu, in dem den Spielbank-
gemeinden wegen der Erhebung der Spielbankabgabe durch
das Land das entsprechende Aufkommen an Gewerbe-
und Vergniigungssteuer entgehe. Der den Spielbankgemein-
den zu erstattende Ausfall an Steueraufkommen betrage
mindestens 20 % der Bruttospielertridge der ortsanséssigen
Spielbank.
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Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG regele allein die Verteilung des
Aufkommens der Spielbankabgabe als Landessteuer zwi-
schen Bund und Lindern. Dies folge insbesondere aus der
Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift, die zu einer Zeit
in das Grundgesetz eingefiigt worden sei, als dieses noch
keine Regelungen tiber die den Gemeinden zustehenden
Steuern enthalten habe.

Das Land habe ferner seine Verpflichtung zur interkom-
munalen Gleichbehandlung dadurch verletzt, dass es die
Spielbankgemeinden im Vergleich zu anderen Gemeinden
ungleich behandele. Aufgrund der Steuerbefreiung der
Spielbanken werde den Spielbankgemeinden die Moglich-
keit genommen, simtliche gewerblichen Betédtigungen von
Vergniigungsstitten auf ihrem Gemeindegebiet der Gewer-
besteuer und der Vergniigungssteuer zu unterwerfen.

In der Begriindung zu § 8 NSpielbG 1989 (LT-Drucks.
11/3661 S. 12) habe der Landesgesetzgeber ausdriicklich
anerkannt, dass die Spielbankgemeinden eine Beteiligung
an der Spielbankabgabe nicht nur als ,, Ausgleich fur die
Befreiung des Spielbankunternehmers von Gemeindesteu-
ern” erhielten, sondern ,,auch als Ausgleich fur Lasten und
Vorleistungen, die die Gemeinden fiir die Spielbank tragen
bzw. erbringen“. Weshalb dieser Rechtsanspruch abge-
schafft und durch eine Beteiligung nach Mafigabe des
Landeshaushalts ersetzt worden sei, sei den Gesetzesmate-
rialien zum NSpielbG 2004 nicht zu entnehmen. Beteilige
das Land die Spielbankgemeinden nicht am Aufkommen
der Spielbankabgabe, stelle es ihnen unter Verletzung von
Art. 58 NV nicht die zur Erfillung ihrer Aufgaben erfor-
derlichen Mittel zur Verfiigung.

2. Mit ihrem ersten Hilfsantrag wenden sich die Beschwerde-
fithrerinnen gegen §§ 4, 5 und 8 NSpielbG 2004.

§§ 4, 5 NSpielbG 2004 regeln die Spielbankabgabe, die
Zusatzabgabe und die weitere Abgabe, die der Inhaber der
Spielbankzulassung zu entrichten hat.

§ 8 NSpielbG 2004 hat folgenden Wortlaut:
S8

Landesrechtliche Steuerbefreiung

Der Zulassungsinhaber ist fir den Betrieb der Spielbank
von der Zahlung derjenigen Landes- und Gemeindesteuern
befreit, die der Gesetzgebung des Landes unterliegen und im
unmittelbaren Zusammenhang mit dem Betrieb der Spielbank
stehen.”

Die Beschwerdefithrerinnen begehren die Feststellung, dass
die §§ 4, 5 und 8 NSpielbG 2004 nichtig seien. Die §§ 4, 5
NSpielbG 2004, die die Erhebung der Spielbankabgabe bei den
Spielbanken regelten, verboten in Verbindung mit § 3 Nr. 1
GewStG den Spielbankgemeinden die Erhebung der Gewerbe-
steuer bei den Spielbanken. § 8 NSpielbG 2004 befreie die Spiel-
banken von der Vergniigungssteuer und beeintrdchtige eben-
falls das Besteuerungsrecht der Spielbankgemeinden. Die Aus-
gestaltung der Spielbankabgabe als Abgeltungssteuer und die
Steuerbefreiung der Spielbanken von kommunalen Steuern
seien nur zuldssig, wenn die Spielbankgemeinden am Auf-
kommen der Spielbankabgabe beteiligt wiirden. Werde den
Spielbankgemeinden eine derartige Beteiligung vorenthalten,
sei die Erhebung einer Abgeltungssteuer verfassungswidrig.

3. Mit einem weiteren Hilfsantrag begehren die Beschwerde-
fithrerinnen die Feststellung, dass das Land Niedersachsen die
Rechte der Beschwerdefiihrerinnen aus Art. 57 Abs. 1 und 3,
Art. 58 NV verletze, indem es diese nicht in dem Umfang an
dem Aufkommen der von zugelassenen Spielbanken gezahl-
ten Abgaben beteilige, in dem die Beschwerdefiihrerinnen
aufgrund der Befreiung der zugelassenen Spielbanken von der
Gewerbesteuer sowie ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteu-
ern einen Einnahmeausfall erlitten.

Die Beschwerdefiihrerinnen vertreten die Auffassung, es
handele sich bei der unterlassenen Beteiligung der Spielbank-
gemeinden am Aufkommen der Spielbankabgabe um eine
negativ-ausgrenzende Regelung. Die unterlassene Beteiligung
beruhe somit auf einem gesetzgeberischen Tun. Der weitere
Hilfsantrag sei begriindet, weil sowohl eine einfach-gesetzliche
als auch eine haushaltsrechtliche Regelung tiber die Betei-
ligung der Spielbankgemeinden am Aufkommen der Spielbank-
abgabe fehle.

4. Die beschwerdefithrenden Kommunen haben in der miind-

lichen Verhandlung am 13. April 2007 nach Erdrterung der

Sach- und Rechtslage beantragt, wie folgt zu erkennen:

1. § 7 Satz 1 des Niedersdchsischen Spielbankgesetzes vom
16. Dezember 2004 (Nds. GVBI. S. 605) verletzt die Be-
schwerdefithrerinnen in ihrem Recht auf Selbstverwal-
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tung aus Art. 57 Abs. 1 und 3, 58 der Niedersédchsischen
Verfassung und ist deshalb nichtig;

2. hilfsweise:

§§ 4, 5 und 8 des Niedersdchsischen Spielbankgesetzes
vom 16. Dezember 2004 (Nds. GVBI. S. 605) verletzen
die Rechte der Beschwerdefiihrerinnen aus Art. 57 Abs. 1
und 3, 58 der Niedersédchsischen Verfassung und sind des-
halb nichtig;

3. weiter hilfsweise:

Es wird festgestellt, dass das Land Niedersachsen die Rechte
der Beschwerdefiithrerinnen aus Art. 57 Abs. 1 und 3,
Art. 58 der Niedersdchsischen Verfassung verletzt, indem
es diese nicht in dem Umfang an dem Autkommen der von
zugelassenen Spielbanken gezahlten Abgaben beteiligt, in
dem die Beschwerdefithrerinnen aufgrund der Befreiung
der zugelassenen Spielbanken von der Gewerbesteuer so-
wie ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern einen Ein-
nahmeausfall erleiden.

IIL.

1. Der Niedersichsische Landtag hat von einer Auerung zu
den Verfassungsbeschwerden abgesehen.

2. Die Niedersiachsische Landesregierung hat sich wie folgt
gedufert:

a) Die Verfassungsbeschwerden seien unzuldssig. Die Be-
schwerdefiihrerinnen hétten eine Verletzung ihres Rechts
auf kommunale Selbstverwaltung nicht substantiiert dar-
getan. Dass die Beschwerdefiithrerinnen insgesamt nur
eine unzureichende finanzielle Ausstattung vom Land und
durch die eigenen Steuereinnahmen erhielten, sei nicht
vorgetragen. Ferner fehle es an einer unmittelbaren Betrof-
fenheit der Spielbankgemeinden, da § 7 Satz 1 NSpielbG
keine abschliefende Entscheidung treffe, sondern die Spiel-
bankgemeinden auf eine Beteiligung am Aufkommen der
Spielbankabgabe nach Mafigabe des Landeshaushalts ver-
weise.

b) Der Hauptantrag sei jedenfalls unbegriindet. Art. 106 Abs. 6
Satz 1 und Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG garantierten den
Gemeinden nicht das Recht, bestimmte wirtschaftliche
Vorgdnge der Gewerbesteuer zu unterwerfen. Ebenso er-
gebe sich aus Art. 106 Abs. 6 Satz 2 GG kein Recht der
Gemeinden, bestimmte wirtschaftliche Vorgéinge einer
kommunalen Verbrauch- bzw. Aufwandsteuer zu unter-
werfen. Art. 57 Abs. 1 und 58 NV wiesen den Kommunen
weder konkrete Ertragsanteile zu, noch verpflichteten sie
den Landesgesetzgeber, den Gemeinden bestimmte Steuer-
quellen zu eroffnen oder bestimmte Tatbestinde — wie
etwa den Betrieb einer Spielbank — einer gemeindlichen
Besteuerung zu unterwerfen. Vielmehr gewihrleiste die
Niedersdchsische Verfassung nur eine insgesamt — mit
Bezug auf die Gesamtheit aller Ausgaben und aller Ein-
nahmen — angemessene Finanzausstattung. Hinsichtlich
der kommunalen Steuern weise Art. 105 Abs. 2 a GG die
Gesetzgebungskompetenz den Landern zu. Das Landes-
recht bestimme, in welchem Umfang und unter welchen
Vorgaben die Gemeinden das ihnen vom Land tibertragene
Steuererhebungsrecht austiben kénnten.

Aus Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG, der die Verteilung des Auf-
kommens aus der Spielbankabgabe regele, ergebe sich die
Ertragszuweisung fiir die Spielbankabgabe an das Land.
Mit der Erhebung der Spielbankabgabe nehme das Land
seine Regelungskompetenz aus Art. 72 Abs. 1, 105 Abs. 2
und 106 Abs. 2 Nr. 6 GG wahr. Uber eine Beteiligung der
Spielbankgemeinden entscheide der Landesgesetzgeber
nach seinem Ermessen geméafl Art. 106 Abs. 7 Satz 2 GG.
Dies werde durch die Entstehungsgeschichte der Finanz-
verfassung bestétigt. Als der verfassungsdndernde Gesetz-
geber in Art. 106 Abs. 6 GG hinsichtlich der Grund- und
Gewerbesteuer sowie der ortlichen Verbrauch- und Auf-
wandsteuern eine unmittelbare Ertragszuweisung an die
Gemeinden vorgenommen habe, habe er hierdurch keine
dem Art. 106 Abs. 2 GG tibergeordnete Regelung geschaf-
fen. Im Verhiltnis zwischen Land und Gemeinden gelte
weiterhin das dem Art. 106 Abs. 2 GG zugrundeliegende
Trennprinzip.

Daraus, dass der Spielbankabgabe Abgeltungscharakter
zukomme, ergebe sich kein Beteiligungsrecht der Spiel-
bankgemeinden am Aufkommen der Spielbankabgabe. Die
Spielbankabgabe sei eine eigenstdndige Steuerart, die sich
in ihrem Steuertatbestand und in ihrer Erhebungsform
grundlegend von anderen Steuern unterscheide. In wel-
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chem Umfang das Land die Gemeinden am Aufkommen
der Landessteuern beteilige, stehe im gesetzgeberischen
Ermessen des Landes (Art. 106 Abs. 7 GG). Dies gelte auch
in Bezug auf eine gesonderte Beteiligung der Spielbankge-
meinden am Aufkommen der Spielbankabgabe.

c) Das Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung sei
nicht verletzt. Die Spielbankabgabe entfalte nicht primér
eine fiskalische Zwecksetzung, sondern sei im Zusammen-
hang mit der Konzessionierung des Spielbankbetriebes zu
sehen. Das Spielbankrecht sei ordnungs- und gefahrenab-
wehrrechtlich geprédgt. Das landesweit vorhandene Spiel-
bediirfnis werde durch die Konzessionierung der Spiel-
banken an bestimmten Orten konzentriert. Die Beschwer-
defiithrerinnen forderten einen Vorteil aus der Existenz der
Spielbanken, den andere Gemeinden, in deren Gemeinde-
gebiet keine Spielbank gelegen sei, nicht erlangen koénn-
ten. Angebliche Sonderlasten, die ihnen durch den Betrieb
der Spielbanken entstiinden, hétten die Spielbankgemein-
den nicht dargelegt.

d) Der Landesgesetzgeber sei nicht dazu verpflichtet, im
Spielbankgesetz selbst eine Regelung dartiber zu treffen,
ob und in welcher Hohe die Spielbankgemeinden geson-
dert am Aufkommen der Spielbankabgabe beteiligt wiir-
den. Er habe das ihm durch Art. 106 Abs. 7 Satz 2 GG
eingerdumte Ermessen dahin ausgeiibt, dass eine Beteili-
gung der Spielbankgemeinden nach Mafigabe des Landes-
haushalts erfolge.

e) Der erste Hilfsantrag sei unzuléssig. Die Beschwerdefiihre-
rinnen héitten nicht dargelegt, weshalb die Erhebung der
Spielbankabgabe bei den Spielbanken und die damit in
Zusammenhang stehende Befreiung der Spielbanken von
der Vergniigungssteuer gegen die Niedersidchsische Verfas-
sung verstofle.

f) Der weitere Hilfsantrag sei ebenfalls unzuldssig. Die kom-
munale Verfassungsbeschwerde kénne nur auf die Fest-
stellung der Nichtigkeit einer Norm gerichtet sein, nicht
aber auf die Feststellung einer Rechtsverletzung.

B

Der Antrag, § 7 Satz 1 NSpielbG 2004 fiir nichtig zu erkla-
ren, ist zuldssig, aber unbegrindet.

I

1. Dieser Antrag ist statthaft. Nach Art. 54 Nr. 5 NV und § 8
Nr. 10 StGHG entscheidet der Staatsgerichtshof tiber Verfas-
sungsbeschwerden von Gemeinden und Gemeindeverbanden
wegen Verletzung des Rechts auf Selbstverwaltung durch ein
Landesgesetz.

2. Die Beschwerdefiihrerinnen wenden sich mit ihren frist-
gerecht erhobenen Verfassungsbeschwerden gegen ein nieder-
sdchsisches Landesgesetz, namlich das Niedersédchsische Spiel-
bankengesetz vom 16. Dezember 2004 (Nds. GVBL. S. 605),
das am 1. Januar 2005 in Kraft getreten ist (§ 15 Abs. 1 NSpielbG
2004).

3. Die Beschwerdefithrerinnen haben in einer den Anforde-
rungen des § 36 StGHG geniigenden Weise dargelegt, durch
§ 7 Satz 1 NSpielbG 2004 in ihren Rechten betroffen zu sein
und mit dem Hinweis auf die kommunale Selbstverwaltungs-
garantie das Recht, das sie als verletzt ansehen, bezeichnet.
Sie haben hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht, wel-
ches verfassungsrechtlich gewihrleistete Recht als beeintrdch-
tigt angesehen wird. Ferner haben die Beschwerdefiihrerinnen
eine mogliche Verletzung des sog. interkommunalen Gleich-
behandlungsgebots und damit zugleich auch die Moglichkeit
einer Verletzung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts
dargelegt.

4. Die Beschwerdefiihrerinnen sind zudem selbst, gegenwirtig
und unmittelbar betroffen. Zwar trifft § 7 Satz 1 NSpielbG 2004
noch keine abschlieflende Entscheidung dartiber, ob die Spiel-
bankgemeinden am Aufkommen der Spielbankabgabe beteiligt
bzw. nicht beteiligt werden, da die Beteiligung nach Maf3-
gabe des Landeshaushalts erfolgt. § 7 Satz 1 NSpielbG 2004
schafft jedoch zusammen mit der Ubergangsvorschrift des
§ 15 NSpielbG 2004 ab dem Jahre 2005 den nach § 8 Abs. 1
NSpielbG 1989 bestehenden Rechtsanspruch der Gemeinden
auf einen Anteil an der Spielbankabgabe ab. § 7 Satz 1 NSpielbG
2004 als eine an sich begiinstigende Vorschrift beseitigt damit
zugleich die frithere Rechtsposition der Beschwerdefiihre-
rinnen.

II.

Der Antrag, § 7 Satz 1 NSpielbG 2004 fiir nichtig zu erkla-
ren, ist jedoch unbegriindet. Das Recht der Beschwerdefiihre-
rinnen auf Selbstverwaltung wird durch die Abschaffung des
gesetzlichen Anspruchs der Spielbankgemeinden auf Betei-
ligung am Aufkommen der Spielbankabgabe (§ 8 NSpielbG
1989) und dessen Ersetzung durch eine Beteiligung nach Maf}-
gabe des Landeshaushalts gemifl § 7 Satz 1 NSpielbG 2004
nicht verletzt.

1. Prifungsmafistab ist die Selbstverwaltungsgarantie der
Art. 57 und 58 NV. Nach Art. 57 Abs. 1 NV verwalten Gemein-
den und Landkreise (= Kommunen) ihre Angelegenheiten im
Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung. Art. 57, 58 NV
verwirklichen fiir das Land Niedersachsen die bundesverfas-
sungsrechtliche Garantie der kommunalen Selbstverwaltung
(Art. 28 GG) und haben nach Zweck und Entstehungs-
geschichte jedenfalls denselben Mindestgehalt wie Art. 28
Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 GG (Nds. StGHE 3, 136, 155 f.;
3,299, 311; Nds. StGH, LVerfGE 12, 255, 273).

Eine Ausprdgung der kommunalen Selbstverwaltungs-
garantie ist nach gefestigter Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfGE 71, 25, 36 m. w. N.) und des
Niedersidchsischen Staatsgerichtshofs (Nds. StGHE 3, 136, 156
und 3, 299, 311) die Finanzhoheit der Kommunen. Sie um-
schliefit die eigenverantwortliche Einnahmen- und Ausgaben-
wirtschaft der Kommunen. Im Jahr 1994 ist das Grundgesetz
klarstellend dahingehend ergénzt worden, dass die Gewé&hr-
leistung der Selbstverwaltung auch die Grundlagen der finan-
ziellen Eigenverantwortung umfasst (Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG).
Fir Niedersachsen umfasst die Finanzhoheit der Kommunen
auch eine angemessene Finanzausstattung (Nds. StGHE 3,
136, 156; 3, 299, 311 f.). Die Niedersidchsische Verfassung
verpflichtet das Land, den Gemeinden und Landkreisen die
zur Erfillung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel durch
Erschliefflung eigener Steuerquellen und im Rahmen seiner
Leistungsfahigkeit durch tibergemeindlichen Finanzausgleich
zur Verfiigung zu stellen (Art. 58 NV) sowie Bestimmungen
iiber die Kostendeckung der den Gemeinden und Landkreisen
ibertragenen staatlichen Aufgaben zu treffen (Art. 57 Abs. 4
NV). Der weiter von den Beschwerdefiihrerinnen genannte
Priifungsmafistab des sog. interkommunalen Gleichbehand-
lungsgebots erhilt seine normative Ausprdgung durch die
Art. 57 Abs. 4 und Art. 58 NV und geht deshalb in diesen
Bestimmungen auf (Nds. StGHE 3, 136, 156).

2. Im Rahmen der Garantie eigener Steuerquellen nimmt
Art. 58 NV Bezug auf die durch Art. 106 Abs. 5—7 GG bun-
desstaatlich ausgestaltete Ertragshoheit der Kommunen (Nds.
StGHE 3, 136, 162; Nds. StGH, LVerfGE 12, 255, 279). Es
bedarf hier keiner Entscheidung dariiber, ob die in Art. 106
Abs. 5 — 7 GG erfolgte bundesverfassungsrechtliche Ausfor-
mung der gemeindlichen Finanzhoheit in den Gewéhrleis-
tungsgehalt des Art. 58 NV einfliefit. § 7 Satz 1 NSpielbG
2004 verstofdt nicht gegen Art. 106 GG. Aus dem Zusammen-
wirken von Art. 57 Abs. 1, 58 NV i. V. m. Art. 28 Abs. 2
Satz 3 GG und Art. 106 GG ergibt sich kein verfassungsrecht-
lich gewahrleisteter Rechtsanspruch der Spielbankgemeinden
auf Beteiligung an der Spielbankabgabe.

a) Das Aufkommen aus der Spielbankabgabe steht nach
Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG ausschlieflich den Landern zu.
Nach Art. 106 Abs. 7 Satz 2i. V. m. Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG
bestimmt der Landesgesetzgeber, ob und inwieweit das Auf-
kommen der Spielbankabgabe den Gemeinden (Gemeinde-
verbianden) zufliefst. Durch Art. 106 Abs. 7 Satz 2 i. V. m.
Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG ist die Beteiligung der Gemeinden
an der Spielbankabgabe abschlieflend dahingehend geregelt,
dass den Gemeinden ein Anteil an der Spielbankabgabe
(nur) nach Mafigabe der Landesgesetzgebung zusteht. Das
Grundgesetz beschrankt sich insoweit nicht auf eine Rege-
lung tiber die Ertragshoheit an dieser Steuer, die sich nur
auf das Verhiltnis zwischen Bund und Lindern bezieht,
sondern enthdlt in Art. 106 Abs. 7 Satz 2 GG eine Rege-
lung, die auch das Verhiltnis der Lander zu den Gemein-
den betrifft.

aa) Art. 106 GG kniipft an bestehende Steuern an und
regelt die Verteilung des Aufkommens dieser vom
Grundgesetz vorgefundenen Steuern. Die Spielbank-
abgabe ist im NSpielbG als eigenstindige, in sich ab-
geschlossene Steuer geregelt, die nicht zerlegt werden
kann in jeweils einen Anteil, der auf fiktive Einkom-
men- bzw. Korperschaftsteuer, einen anderen Anteil,
der auf fiktive Gewerbesteuer, einen weiteren Anteil,
der auf fiktive Vergniigungssteuer usw. entfillt und
einen anderen Anteil, der die ,.eigentliche” Spielbank-
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abgabe ausmacht. Der Gesetzgeber hat bei der Rege-
lung des Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG — fiir das Ver-
héltnis von Bund und Landern — ausdriicklich die
Rechtsfolgen diskutiert, die sich aus der Zuweisung
des Autkommens der Spielbankabgabe an die Linder
ergeben, obwohl diese Steuer seinerzeit u. a. das Auf-
kommen der damals allein dem Bund zufliefenden
Umsatzsteuer abgegolten hat. Gleichwohl hat er in
Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG das Aufkommen aus dieser
Steuer insgesamt den Lindern zugewiesen. Art. 106
Abs. 7 Satz 2 i. V. m. Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG regelt
nicht nur den Fall, dass eine Spielbankabgabe ohne
Abgeltungscharakter zusitzlich zu den tblichen
Steuern erhoben wird, sondern auch den Fall, dass
die Spielbankabgabe — wie seit 1938 tiblich — Abgel-
tungscharakter fiir andere Steuern hat.

bb) Auch die Entstehungsgeschichte des Art. 106 Abs. 7
Satz 2 i.V.m. Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG fihrt zu
keinem anderen Ergebnis. Allerdings weisen die Be-
schwerdefiihrerinnen zutreffend darauf hin, dass den
Gemeinden im Grundgesetz noch keine eigene Steuer-
ertragshoheit zugewiesen war, als das Finanzverfas-
sungsgesetz vom 23. Dezember 1955 (BGBL. I S. 817) in
Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG die Spielbankabgabe geregelt
hat. Stattdessen hat das Grundgesetz seinerzeit nur die
Steuerverteilung im Verhéltnis von Bund und Lén-
dern geregelt und der Landesgesetzgebung die Bestim-
mung Uberlassen, ,,ob und inwieweit das Aufkommen
der Landessteuern den Gemeinden (Gemeindeverbén-
den) zuflief3t“ (Art. 106 Abs. 6 Satz 2 GG 1955). Da-
bei war auch das Aufkommen der Realsteuern durch
Art. 106 Abs. 2 Nr. 7 GG den Liandern zugewiesen.

Bereits ein Jahr spiter hat jedoch das Gesetz zur An-
derung und Ergédnzung des Art. 106 des Grundgeset-
zes vom 24. Dezember 1956 (BGBL. I S. 1077) Art. 106
Abs. 6 GG dahingehend geédndert, dass das Autkom-
men der Realsteuern nicht mehr den Lindern, sondern
direkt den Gemeinden zugewiesen und den Gemein-
den und Gemeindeverbianden dartber hinaus ein von
der Landesgesetzgebung zu bestimmender Hundert-
satz von dem Ladnderanteil an der Einkommen- und
Korperschaftsteuer zugewiesen wurde. Die Gesetzge-
bungsbefugnis der Lander iiber einen Gemeindeanteil
an den Landessteuern wurde auf die tibrigen Landes-
steuern begrenzt, zu denen auch die Spielbankabgabe
gehorte (Art. 106 Abs. 6 Satz 4 GG 1956). Diese Rege-
lung hat das Finanzreformgesetz vom 12. Mai 1969
(BGBL. I S. 359) inhaltlich unverdndert in Art. 106
Abs. 7 Satz 2 GG tbernommen.

Mit Art. 106 Abs. 7 Satz 2 GG i. V. m. Art. 106 Abs. 2
Nr. 6 GG hat das Grundgesetz demnach eine aus-
driickliche Regelung tiber die Beteiligung der Gemein-
den u. a. am Aufkommen der Spielbankabgabe getrof-
fen. Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG ﬁeschrénkt sich nicht
auf eine Regelung des Verhiltnisses von Bund und
Landern, sondern bestimmt in Verbindung mit Art. 106
Abs. 7 Satz 2 GG zugleich, dass den (Spielbank-)Ge-
meinden ein Anteil an der Spielbankabgabe nur nach
Mafigabe der Landesgesetzgebung zusteht.

b) Aus Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG folgt ebenfalls kein Recht
der Beschwerdefiihrerinnen darauf, dass ihnen gesetzlich
ein bestimmter Anteil an der Spielbankabgabe zugewiesen
wird.

aa) Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG weist den Gemeinden und
ggf. den Gemeindeverbianden die Ertragshoheit tber
das Aufkommen der Grundsteuer und Gewerbesteuer
sowie der ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteu-
ern zu. Dariiber hinaus gewdhrleistet Art. 106 Abs. 6
Satz 2 GG das Recht der Gemeinden, Hebesitze der
Grundsteuer und Gewerbesteuer im Rahmen der Ge-
setze festzusetzen. Da gleichzeitig die Gesetzgebungs-
kompetenz iiber diese Steuern nach Art. 105 Abs. 2
und Abs. 2 a GG bei Bund und Landern liegt, ist den
Gemeinden hierdurch jedoch keine konkrete Ausge-
staltung der Grundsteuer, Gewerbesteuer oder der ort-
lichen Verbrauch- und Aufwandsteuern garantiert.
Insbesondere verleiht Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG den
Gemeinden keinen Anspruch auf das Realsteuerauf-
kommen nach den realsteuerrechtlichen Normen, die
bei der Einfithrung dieser Vorschrift in das Grundge-
setz bestanden (BVerfGE 26, 172, 184).

Wenn Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG schon keinen An-
spruch auf Erhalt der urspriinglichen Besteuerungs-
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rechte der Gemeinden gewéhrleistet, so folgt aus dieser
Vorschrift erst recht kein Anspruch auf Teilhabe an
einer Steuer, die das Grundgesetz stets den Lindern
zugewiesen hat. So liegt es jedoch bei der Spielbank-
abgabe, die seit ihrer Erwdhnung im Grundgesetz
durch Art. 106 Abs. 2 Nr. 6 GG immer als ausschlief3-
liche Landessteuer charakterisiert wurde.

Ebenso gewdhrleistet Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG kein
Recht, bestimmte Gewerbebetriebe — wie Spielban-
ken — einer Gewerbesteuer zu unterwerfen, die in der
Besteuerungspraxis stets von einer derartigen Steuer
befreit waren und deren Steuerbefreiung der Bundes-
gesetzgeber in § 3 Nr. 1 GewStG ausdriicklich ange-
ordnet hat.

bb) Die Tatsache, dass durch die Spielbankabgabe alle an-
deren steuerlichen Pflichten des Spielbankunterneh-
mers — seit 2006 mit Ausnahme der Umsatzsteuer —
abgegolten sind, fithrt zu keinem anderen Ergebnis.

Zwischen einzelnen Steuern besteht eine Vielzahl
von Wechselbeziehungen. So sehen einzelne Steuer-
gesetze Steuerbefreiungen vor, weil bestimmte Tat-
bestdnde bereits von anderen Steuernormen erfasst
sind. Aulerdem haben Steuern vielfach Einfluss auf
die Bemessungsgrundlage anderer Steuern, indem
z. B. der Gewinn durch Steuern reduziert wird oder
indem gezahlte Steuern als Sonderausgaben abzugs-
fahig sind (§ 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG). Dies betrifft auch
Steuern, die in Art. 106 GG unterschiedlichen Gebiets-
korperschaften zugewiesen werden. So enthilt z. B.
§4 Nr. 9 a und Nr. 10 a UStG Steuerbefreiungen fiir
Umsitze, die unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen
oder fiir Leistungen aufgrund eines Versicherungs-
verhéltnisses. Damit regelt die Umsatzsteuer als Ge-
meinschaftssteuer sowohl eine Konkurrenz zu Steuern
wie der Versicherungsteuer, deren Aufkommen nach
Art. 106 Abs. 1 Nr. 4 GG allein dem Bund zufliefit, als
auch umgekehrt gegentiber der Grunderwerbsteuer, die
nach Art. 106 Abs. 2 Nr. 4 GG eine Landessteuer ist.

Derartige Wechselwirkungen zwischen verschiede-
nen Steuern lassen jedoch die Steueraufteilung nach
Art. 106 GG unberiihrt. Art. 106 Abs. 1 und 2 GG weist
das Aufkommen der darin im Einzelnen bezeichneten
Steuern nach dem Trennsystem jeweils dem Bund
oder den Landern zu, ohne hierbei Ausgleichsansprii-
che anderer Gebietskorperschaften insbesondere im
Hinblick auf Steuerbefreiungen vorzusehen. Die durch
Art. 106 GG abschlieffend geregelte Verteilung des
Steuerautkommens schliefft ungeschriebene Aus-
gleichsverpflichtungen aus. Zwar besteht die Beson-
derheit der Spielbankabgabe darin, dass diese Steuer
alle anderen Steuern — seit 2006 mit Ausnahme der
Umsatzsteuer — abgilt. Dieser Abgeltungscharakter
der Spielbankabgabe fiihrt jedoch im Vergleich zu den
Wechselbeziehungen zwischen anderen Steuern ledig-
lich zu einem quantitativen, nicht aber zu einem qua-
litativen Unterschied, der Abweichungen von den
ausdriicklichen Regelungen des Art. 106 GG erlaubte
oder gar gebdote.

3. Ein Anspruch der Beschwerdefiihrerinnen auf Teilhabe
am Aufkommen der Spielbankabgabe folgt auch nicht aus
dem Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung.

a) In der Niedersdchsischen Verfassung erhélt das sog. inter-
kommunale Gleichbehandlungsgebot seine normative Aus-
pragung durch die Art. 57 Abs. 4 und Art. 58 NV und geht
in diesen Bestimmungen auf (Nds. StGHE 3, 136, 156). Fur
den Bereich der eigenen Steuereinnahmen der Gemeinden
ist deshalb Art. 58 NV als Prifungsmafistab heranzuziehen,
der die ErschliefSung eigener Steuerquellen gewéhrleistet.

b) Indem der Landesgesetzgeber die Spielbanken durch die
Erhebung der Spielbankabgabe von der Gewerbesteuer
ausnimmt und die Spielbanken in § 8 NSpielbG 2004 von
solchen Gemeindesteuern (Vergniigungssteuer) befreit, die
der Gesetzgebung des Landes unterliegen, erfolgt sowohl
eine Ungleichbehandlung der Spielbankbetreiber im Ver-
gleich zu anderen Unternehmern als auch eine Ungleich-
behandlung der Spielbankgemeinden im Vergleich zu
anderen Gemeinden.

aa) Die Ungleichbehandlung der Spielbankbetreiber im
Vergleich zu anderen Unternehmern und damit kor-
respondierend die Ungleichbehandlung der Spielbank-
gemeinden im Vergleich zu anderen Gemeinden, die
unmittelbar mit der Erhebung einer Spielbankabgabe
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als ,,Abgeltungssteuer” verbunden ist, ist aufgrund der
Besonderheiten des Spielbankenrechts jedoch sach-
lich gerechtfertigt.

Die Ungleichbehandlung hat ihren Rechtsgrund da-
rin, dass der Betrieb einer Spielbank kein ,normales®,
erlaubtes Gewerbe ist, sondern eine grundsétzlich
verbotene und strafbewehrte Tétigkeit, die nur im
Einzelfall aufgrund einer besonderen Konzession er-
laubt ist. Das Spielbankenrecht ist nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts dem Recht

er offentlichen Sicherheit und Ordnung zuzuord-
nen. Die wirtschaftlichen Aspekte der Spielbank kon-
nen lediglich als Rand- und Folgeerscheinungen des
Spielbankbetriebs angesehen werden (BVerfGE 28,
119, 146 f.). Das Verbot des Betriebs von Spielbanken
ist kein praventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt,
sondern ein repressives Verbot mit Dispensierungsvor-
behalt, da der Betrieb einer Spielbank ,an sich uner-
wiinscht” ist und nur aus besonderen Griinden im
Einzelfall zugelassen werden darf (BVerfGE 28, 119,
148; BVerwGE 96, 302, 312). Die Konzessionierung
einer Spielbank wird entscheidend durch die offent-
liche Aufgabe bestimmt, das illegale Glicksspiel ein-
zuddmmen, dem nicht zu unterdriickenden Spieltrieb
des Menschen staatlich tiberwachte Betdtigungsmog-
lichkeiten zu verschaffen und dadurch die natiirliche
Spielleidenschaft vor strafbarer Ausbeutung zu schiit-
zen (BVerfGE 28, 119, 148; 102, 197, 215; BVerwGE
96, 302, 312 f.). Mit der Erlaubnis einer Spielbank kor-
respondiert seit der Moglichkeit der Konzessionierung
von Spielbanken durch das Gesetz tiber die Zulassung
offentlicher Spielbanken vom 14. Juli 1933 (RGBL. I
S. 480) die Erhebung einer Spielbankabgabe, die darauf
abzielt, die Gewinne aus dem Spielbankbetrieb zum
wesentlichen Teil fir Zwecke der Allgemeinheit abzu-
schopfen (BVerfGE 102, 197, 216 und BFHE 58, 556,
5591.;177, 276, 285). Der Gesetzgeber wollte zwar die
Moglichkeit schaffen, einzelne Spielbanken zu erlau-
ben, aber zugleich ausschlieffen, dass der mit dem
Betrieb der Spielbank verbundene besonders hohe
Gewinn (nur) der ,normalen“ Besteuerung unterliegt
und im Ubrigen dem Betreiber der Spielbank ver-
bleibt. Stattdessen wurde mit der Spielbankabgabe
eine besondere Steuer fir die Betreiber von Spielban-
ken eingefithrt, die den Gewinn der Spielbankbe-
treiber — in einem tber die ,normale“ Besteuerung
deutlich hinausgehenden Ausmafl — weitgehend ab-
schopfen soll (BVerfGE 102, 197, 216; BFHE 177, 276,
285).

Die Befreiung der Spielbankbetreiber von sonstigen
Steuern ist unmittelbar mit dem Charakter der Spiel-
bankabgabe verbunden. Durch die Spielbankabgabe
soll grundsitzlich der gesamte Gewinn des Spielbank-
unternehmers abgeschopft werden, soweit er dem
Spielbankbetreiber nicht nach den Grundsétzen einer
ordnungsgeméaflen Wirtschaft zur Aufrechterhaltung
des Spielbetriebs und Erzielung eines angemesse-
nen Gewinns belassen wird (BVerfGE 102, 197, 216;
BFHE 58, 556, 560; 177, 276, 285). Die Gesetzesbe-
grindung zum NSpielbG 2004 weist ebenfalls dar-
auf hin, die Ausgestaltung der Spielbankabgabe (im
weiteren Sinn) in §§ 4, 5 NSpielbG 2004 verfolge das
Ziel, den Ertrag des Spielbankbetreibers einerseits
moglichst weitgehend abzuschépfen, andererseits aber
eine erdrosselnde Ubermafibesteuerung zu vermeiden
(LT-Drucks. 15/1276 S. 14 — zu § 5 Abs. 1 des Gesetz-
entwurfs). Dieses Ziel der Spielbankabgabe kann am
besten erreicht werden, wenn die Spielbankabgabe
die einzige Steuer ist, die der Spielbankbetreiber fiir
den Spielbetrieb entrichten muss.

Zwar hat der Bundesgesetzgeber aus europarechtlichen
Griinden im Jahr 2006 den Abgeltungscharakter der
Spielbankabgabe insofern durchbrochen, als die Um-
sdtze aus Spielbanken nunmehr der Umsatzsteuer
unterworfen werden (vgl. zur Einfithrung einer Um-
satzsteuer auf die Umsitze der Spielbanken durch
Gesetz vom 28. 4. 2006 [BGBI. I S. 1095] die Gesetzes-
begriindung in BT-Drucks. 16/634 S. 5, 7 und 11 f.).
Hinsichtlich aller anderen Steuern halten jedoch der
Bundes- und der Landesgesetzgeber an dem bisheri-
gen Abgeltungscharakter der Spielbankabgabe fest.

Mit diesem Charakter der Spielbankabgabe ist zwin-
gend auch eine Ungleichbehandlung der Spielbank-

gemeinden im Vergleich zu anderen Gemeinden ver-
bunden, da die Spielbankgemeinden als notwendige
Folge der grundsitzlichen Befreiung der Spielbank-
unternehmer von allen anderen Steuern keine kom-
munalen Steuern von den Spielbankunternehmern
erheben konnen.

Der besondere Rechtscharakter der Spielbanken kann
— ungeachtet der Maoglichkeit zur Errichtung von
Spielhallen nach der Gewerbeordnung (GewO) — ent-
gegen der Auffassung der Beschwerdefiihrerinnen
nicht als ,iiberholt“ angesehen werden. Nach § 33 h
Nr. 1 GewO finden die Vorschriften der §§ 33 c bis 33 g
GewO tiber Spielgerdte und andere Spiele mit Gewinn-
moglichkeit auch insoweit keine Anwendung auf die
Zulassung und den Betrieb von Spielbanken, als in
Spielbanken Automatenspiele durchgefiihrt werden.
Solange fir Spielbanken andere ordnungsrechtliche
Rahmenbedingungen als fiir Spielhallen gelten, ist es
sachlich gerechtfertigt, diese unterschiedlichen ord-
nungsrechtlichen Regelungsmaterien auch mit jeweils
eigenen steuerrechtlichen Rechtsfolgen zu verkniipfen.

bb) Das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung ver-
pflichtet das Land nicht dazu, den Spielbankgemein-
den als Ausgleich fiir die ihnen entgehenden eigenen
Besteuerungsrechte einen Rechtsanspruch auf eine
Beteiligung an der Spielbankabgabe einzurdumen.

Dem Nachteil der Spielbankgemeinden im Vergleich
zu anderen Gemeinden infolge der Steuerbefreiung
der Spielbanken stehen zugleich Vorteile aus dem
Betrieb der Spielbank gegentiber. Konzessionen fiir
Spielbanken werden nicht zuletzt erteilt, um die At-
traktivitdt einer Gemeinde fiir Besucher zu erhéhen
und hierdurch die ortliche Wirtschaftskraft zu stér-
ken. Dieser Vorteil der Spielbankgemeinden ist bei
dem Vergleich ihrer Rechtsstellung im Verhéltnis mit
anderen Gemeinden zu berticksichtigen. Auflerdem
werden Hohe und regionale Verteilung des Auftkom-
mens aus der Spielbankabgabe wesentlich durch die
ordnungsrechtlich vorgeprigte Entscheidung des Lan-
des tiber Anzahl, Standort und Angebotsbreite der zu-
gelassenen Spielbanken bestimmt.

Der Gesetzgeber ist deshalb nicht verpflichtet, im
Spielbankgesetz selbst einen Anspruch der Spielbank-
gemeinden auf einen Anteil an der Spielbankabgabe
vorzusehen. Vielmehr wird der Anspruch der Spiel-
bankgemeinden auf interkommunale Gleichbehand-
lung im Vergleich zu anderen Gemeinden bereits da-
durch erfiillt, dass § 7 NSpielbG 2004 die Moglichkeit
einer Beteiligung der Spielbankgemeinden am Auf-
kommen der Spielbankabgabe nach Mafigabe des Lan-
deshaushalts vorsieht.

C

Der erste Hilfsantrag, §§ 4, 5 und 8 NSpielbG 2004 fiir nich-
tig zu erkldren, hat ebenfalls keinen Erfolg.

I

1. Dieser Hilfsantrag ist unzuldssig, soweit die Verfassungs-
widrigkeit der §§ 4, 5 NSpielbG 2004 geltend gemacht wird.

Die Beschwerdefithrerinnen haben hinsichtlich des Hilfs-
antrags zu §§ 4, 5 NSpielbG 2004 nicht in einer den Anfor-
derungen des § 92 BVerfGG analog entsprechenden Weise dar-
gelegt, durch das angegriffene Gesetz in ihren Rechten be-
troffen zu sein. Da §§ 4, 5 NSpielbG 2004 die Ausgestaltung
der Spielbankabgabe regeln, sind die Spielbankunternehmer
unmittelbarer Adressat dieser Vorschriften. Rechte der be-
schwerdefiihrenden Gemeinden werden hierdurch nicht un-
mittelbar beriihrt. Eine mittelbare Beeintrdachtigung eigener
Retlzlhi[e lcllurch die Erhebung der Spielbankabgabe ist nicht er-
sichtlich.

2. Soweit die Beschwerdefiihrerinnen mit ihrem ersten Hilfs-
antrag die Feststellung der Nichtigkeit des § 8 NSpielbG 2004
begehren, bestehen ebenfalls Bedenken hinsichtlich der Zu-
lassigkeit dieses Antrags. Insoweit erscheint fraglich, ob die
Beschwerdefiihrerinnen die Kommunalverfassungsbeschwer-
den innerhalb der Frist des § 36 Abs. 2 StGHG a. F. eingelegt
haben.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
zu § 93 Abs. 3 BVerfGG beginnt die bei Kommunalverfas-
sungsbeschwerden i. S. d. § 91 BVerfGG zu wahrende Jahres-
frist grundsatzlich nicht neu, wenn der Gesetzgeber eine
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unverdndert gebliebene Norm eines im Ubrigen gednderten
Gesetzes neu in seinen Willen aufgenommen hat (stindige
Rechtsprechung seit BVerfGE 11, 255, 259 f. und 18, 1, 9; vgl.
etwa BVerfGE 43, 108, 116; 80, 137, 149). Entsprechendes
gilt fiir die Frist des § 36 Abs. 2 StGHG a. F.

Im Streitfall wurden die Verfassungsbeschwerden inner-
halb eines Jahres nach Inkrafttreten des NSpielbG 2004 einge-
legt. Zweifel an der Wahrung der Frist ergeben sich indes
aufgrund der Tatsache, dass § 8 NSpielbG 2004 inhaltlich un-
verdandert die zuvor in § 7 NSpielbG 1989 enthaltene Rege-
lung tibernommen hat.

Erhéalt der Anwendungsbereich einer unverdnderten Vor-
schrift durch anderweitige Gesetzesdnderungen einen neuen
Inhalt oder eine gednderte, den Beschwerdefiihrer belastende
Bedeutung und wird durch den neuen Rechtszustand die Lage
des Beschwerdefiihrers verschlechtert, so setzt dies die Jahres-
frist neu in Gang (BVerfGE 78, 350, 356).

Ob § 8 NSpielbG 2004 deshalb eine gednderte, die Be-
schwerdefiihrerinnen belastende Bedeutung zukommt, weil
der vormalige Rechtsanspruch der Spielbankgemeinden auf
Teilhabe am Aufkommen der Spielbankabgabe durch einen
Anspruch nach Mafigabe des Landeshaushalts ersetzt worden
ist, ist zweifelhaft. Bei isolierter Betrachtung des § 8 NSpielbG
2004 ergibt sich keine Anderung in der Rechtsstellung der
Beschwerdefiihrerinnen, da diese schon zuvor aufgrund der
Regelung des § 7 NSpielbG 2004 keine Vergniigungssteuer von
den Spielbanken erheben konnten.

Die Frage, ob hinsichtlich der nunmehr in § 8 NSpielbG 2004
geregelten Befreiung der Spielbanken von der Vergniigungs-
steuer die Jahresfrist des § 36 Abs. 2 StGHG a. F. fiur die
Erhebung einer Kommunalverfassungsbeschwerde durch die
Spielbankgemeinden neu in Gang gesetzt wurde, bedarf je-
doch keiner Entscheidung, da der erste Hilfsantrag insoweit
jedenfalls unbegriindet ist.

1L

Indem § 8 NSpielbG 2004 die Erhebung einer Vergniigungs-
steuer von Spielbanken ausschlieft, werden keine Rechte der
Beschwerdefiithrerinnen aus Art. 57, 58 NV verletzt. Da aus
der kommunalen Finanzhoheit kein Recht zur autonomen
Besteuerung bestimmter wirtschaftlicher Vorgénge folgt und
da die niedersdchsischen Gemeinden niemals das Recht hat-
ten, Spielbanken einer kommunalen Vergniigungssteuer zu
unterwerfen, fithrt die Befreiung der Spielbanken von einer
Vergniigungssteuer nach § 8 NSpielbG 2004 nicht zu einem
Eingriff in die kommunale Finanzhoheit.

1. Die kommunale Finanzhoheit gehort nach der standigen
Rechtsprechung des Staatsgerichtshofs zu der in der Nieder-
sichsischen Verfassung gewdhrleisteten Selbstverwaltungs-
garantie. Sie umschlieBt die eigenverantwortliche Einnah-
men- und Ausgabenwirtschaft der Gemeinden (Nds. StGHE 3,
136, 156; 3, 199, 220 f.; 3, 299, 311; Nds. StGH, LVerfGE 12,
255, 273). Auch die bundesverfassungsrechtliche Garantie der
kommunalen Selbstverwaltung gewéhrleistet eine Finanzhoheit
der Gemeinden, namlich die Befugnis zu einer eigenverant-
wortlichen Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft im Rahmen
eines gesetzlich geordneten Haushaltswesens (BVerfGE 26,
228, 244;71, 25, 36 {.).

Die in Art. 57 NV gewdhrleistete Finanzhoheit schiitzt die
Kommunen demnach davor, dass ihnen das eigene Wirtschaf-
ten mit Einnahmen und Ausgaben aus der Hand genommen
wird und garantiert ihnen nach Mafigabe des Art. 57 Abs. 4
und 58 NV eine angemessene Finanzausstattung (Nds. StGHE 3,
199, 220 f.). Eine weitergehende Gewihrleistung ist jedoch
weder nach Bundes- noch nach Landesrecht aus der kommu-
nalen Finanzhoheit herzuleiten. Mit der kommunalen Finanz-
hoheit ist weder das Recht verbunden, unabhingig von der
staatlichen Gesetzgebung autonom eigene kommunale Steuern
zu erheben noch gar ein Recht zur Besteuerung bestimmter
wirtschaftlicher Betédtigungen oder bestimmter Steuerpflichti-
ger. Vielmehr konnen Gemeinden schon wegen des Grundsat-
zes der Gesetzmifigkeit der Besteuerung nicht kraft eigenen
Rechts Steuern erheben, sondern nur aufgrund einer durch
Landesgesetz tibertragenen Erméachtigung (BVerfGE 65, 325,
343; 98,106, 123 u. 125).

2. Nach Art. 58 NV sind die ErschlieBung eigener Steuer-
quellen und der tibergemeindliche Finanzausgleich Instru-
mente, um die Kommunen aufgabengerecht mit den notwen-
digen Mitteln auszustatten (Nds. StGHE 3, 299, 321). Art. 58 NV
garantiert jedoch weder bestimmte kommunale Steuern noch
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gewdhrleistet diese Vorschrift einen Anspruch der Gemeinden
darauf, dass ihnen ein Besteuerungsrecht fiir bestimmte wirt-
schaftliche Betdtigungen oder bestimmte Steuersubjekte tiber-
tragen wird.

3. Eine Besteuerung von Spielbanken entspricht auch nicht
den tradierten Besteuerungsrechten der Gemeinden. Fir die
Zeit bis 1973 folgt dies schon aus der Tatsache, dass in dieser
Zeit Spielbanken in Niedersachsen verboten waren. Auch
nach 1973 blieb der Betrieb einer Spielbank eine grundsitz-
lich verbotene Tatigkeit. Nur in 10 Kommunen in Niedersach-
sen darf aufgrund der im NSpielbG enthaltenen Ausnahme
vom grundséatzlichen Verbot der Veranstaltung von Gliicks-
spielen eine Spielbank betrieben werden. Gleichzeitig mit der
Schaffung einer Rechtsgrundlage fir den Betrieb von Spiel-
banken in Niedersachsen hat der Gesetzgeber im NSpielbG
jeweils bestimmt, dass Spielbanken einer Spielbankabgabe
unterliegen und u. a. von solchen kommunalen Steuern be-
freit sind, die der Gesetzgebung des Landes unterliegen und in
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Betrieb einer Spiel-
bank stehen (§§ 5 NSpielbG 1973, 7 NSpielbG 1989, 8 NSpielbG
2004). Damit hat das Land den Gemeinden zu keiner Zeit die
Moglichkeit erschlossen, eigene kommunale Steuern von Spiel-
banken zu erheben.

D.

Der weitere Hilfsantrag, mit dem die Beschwerdefiihrerin-
nen die Feststellung begehren, dass ihre Rechte auf Selbstver-
waltung aus Art. 57 und 58 NV verletzt seien, ist unzuléssig.
Mit ihrem Vorbringen wiederholen die Beschwerdefiihrerin-
nen das Klagebegehren ihres Hauptantrags und variieren ledig-
lich den hierzu gestellten Klageantrag. Ein weiteres Klage-
begehren, das Gegenstand eines Hilfsantrags sein kénnte, ist
hierin nicht enthalten.

E.

Das Verfahren ist gemdf3 § 21 Abs. 1 StGHG gerichtskosten-
frei.

Auslagen sind gemaf § 21 Abs. 2 Satz 2 StGHG nicht zu er-
statten.

— Nds. MBL. Nr. 24/2007 S. 504

Stellenausschreibungen

Die Gemeinde Bohmte, Landkreis Osnabriick, rd. 13 600 Einwohne-
rinnen und Einwohner, hat zum nédchstmoglichen Zeitpunkt die Stelle

einer Ersten Gemeinderitin
oder eines Ersten Gemeinderates

zu besetzen.

Die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber wird vom Rat der
Gemeinde Bohmte fiir die Dauer von acht Jahren als Beamtin oder
Beamter auf Zeit gewéahlt. Die Besoldung erfolgt entsprechend der
NKBesVO nach BesGr. A 15. Daneben wird eine Aufwandsentschadi-
gung nach der NKBesVO gewdhrt.

Die Erste Gemeinderitin oder der Erste Gemeinderat nimmt die all-
gemeine Vertretung des Biirgermeisters wahr.

Der Aufgabenbereich umfasst die Leitung des Fachdienstes 1 (Ver-
waltung und Service) mit den Aufgabenstellungen allgemeine Organi-
sation, Ratsarbeit, Offentlichkeitsarbeit, Controlling, EDV, Schulen,
Personalwesen und Biirgerbiiro/Kfz-Zulassung. Gleichzeitig umfasst
der Aufgabenbereich die stellvertretende Geschiftsleitung der Grund-
stiicks- und Wohnungsbau-Gesellschaft mbH der Gemeinde Bohmte
sowie die stellvertretende Werkleitung des Eigenbetriebes Gemeinde-
werke.

Gesucht wird eine zielstrebige, verantwortungsfreudige Personlich-
keit mit sehr guten organisatorischen Fahigkeiten.

Die Bewerberin oder der Bewerber muss mindestens die laufbahn-
rechtlichen Voraussetzungen fiir den gehobenen allgemeinen Verwal-
tungsdienst erfiillen. Umfassende Kenntnisse und Erfahrungen in der
Arbeit einer Kommunalverwaltung und in betriebswirtschaftlichen
Fragestellungen werden vorausgesetzt. Kenntnisse fiir den Bereich des
Verwaltungsmanagements sowie im Bereich Wirtschaftsforderung
und Marketing wiirden bei der Auswahlentscheidung zusitzlich
begriiit. Es wird erwartet, dass die gewéhlte Bewerberin oder der
gewdhlte Bewerber den Wohnsitz in der Gemeinde Bohmte nimmt.
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Besonderer Wert wird auf eine burgerfreundliche Arbeitsweise
gelegt.

Die Gemeinde Bohmte fordert die Gleichstellung der Frauen und
begriifit es, wenn sich Frauen bewerben.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt bertick-
sichtigt.

Bewerbungen mit den iiblichen Unterlagen (Lebenslauf, Lichtbild,
Befdhigungs- und Tatigkeitsnachweise) sind bis zum 16. 7. 2007 zu
richten an die Gemeinde Bohmte, Herrn Biirgermeister Goedejohann,
Bremer Strafie 4, 49163 Bohmte.

— Nds. MBI Nr. 24/2007 S. 510

Im Landesbetrieb Mess- und Eichwesen Niedersachsen (MEN) mit
Hauptsitz in Hannover ist zum 1. 8. 2007 der Dienstposten

des Direktors oder der Direktorin
zu besetzen.

Im MEN, der Eichverwaltung des Landes Niedersachsen, sind
140 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschéftigt, davon 30 in der
Direktion und 110 in den Eichdmtern. 90 v. H. der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter haben eine technische Berufsausbildung absolviert.
MEN betreut ca. 55 000 Kunden mit ca. 250 000 Messgeriten. Das
Wirtschaftsvolumen des Landesbetriebes betragt ca. 10 Mio. EUR.

Der ausgeschriebene Dienstposten gehort der Laufbahn des hoheren
eichtechnischen Dienstes an und ist nach BesGr. B 2 bewertet. Da in
naher Zukunft rechtliche Verdnderungen auf dem Gebiet des Mess-
und Eichwesens mit relevanten Auswirkungen im Aufgabenzuschnitt
des MEN zu erwarten sind, kann eine Anderung der Bewertung nach
BesGr. A 16 nicht ausgeschlossen werden. Aus diesen Griinden ist zu-
ndchst eine Besoldung nach BesGr. A 16 vorgesehen.

Laufbahnrechtliche Einstellungsvoraussetzung ist der Abschluss
eines wissenschaftlichen Studiums der Fachrichtung Elektrotechnik,
Maschinenbau oder Physik. Die Bewerberin oder der Bewerber sollte
iiber langjéhrige technisch-/naturwissenschaftliche Berufserfahrung
und tber umfangreiche Kenntnisse auf dem Gebiet des Messwesens
verfiigen. Betriebswirtschaftliche Kenntnisse und Erfahrungen sowie
Berufserfahrungen in der Verwaltung wiren vorteilhaft.

Gesucht wird eine verantwortungsbewusste, einsatz- und entschei-
dungsfreudige Fiithrungspersonlichkeit, die in der Lage ist, neben der
Gesamtleitung des Landesbetriebes auch die Leitung des Geschiifts-
bereichs Technik erfolgreich zu gestalten. Es wird erwartet, dass die
Bewerberin oder der Bewerber bevorstehende Verdnderungen im
Eichwesen unterstiitzt und kreativ mitgestaltet.

Der Dienstposten ist nicht teilzeitgeeignet.

Bei gleicher Eignung werden Schwerbehinderte vorrangig bertick-
sichtigt.

Es wird eine Erhohung des Frauenanteils in allen Bereichen und
Positionen angestrebt, in denen Frauen unterrepréasentiert sind. Frauen
sind deshalb besonders aufgefordert, sich auf diesen Dienstposten zu
bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 5. 7. 2007 an das Niedersachsische
Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, Referat Z1, zu rich-
ten. Telefonische Auskunft erhalten Sie unter Tel. 0511 120-5470.

— Nds. MBI Nr. 24/2007 S. 511

Die Samtgemeinde Baddeckenstedt, 11400 Einwohnerinnen und
Einwohner, Landkreis Wolfenbiittel, sucht zum 1. 1. 2008

eine Amtsleiterin oder einen Amtsleiter

fiir das Amt II ,,Biirgerservice/Bildung/Soziales*.
Die Stelle ist nach BesGr. A 11/EntgeltGr. 10 TV6D bewertet.

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte unserer Internetseite
http://www.baddeckenstedt.de.

— Nds. MBI. Nr. 24/2007 S. 511

Die Stadt Salzgitter sucht zum nachstmoglichen Zeitpunkt

eine Fachdienstleiterin oder einen Fachdienstleiter
fiir den Fachdienst Stadtplanung, Umwelt und Baurecht.

Der neu eingerichtete Dienstposten ist nach BesGr. A 16 bewertet
und im Haushaltsplan 2007 ausgewiesen.
Derzeitige Aufgabenschwerpunkte sind

— Aufbau und Leitung des Mitte Mérz 2007 durch Fachdienstzusam-
menlegungen neu geschaffenen Fachdienstes Stadtplanung, Um-
welt und Baurecht mit ca. 60 Beschéftigten,

— Entwicklung und Optimierung von Geschéftsprozessen des Fach-
dienstes einschlieflich der Personalentwicklung,

— Festlegung und Umsetzung strategischer und operativer Ziele,

— Produktverantwortung und Mitwirkung am gesamtstiddtischen
Berichtswesen,

— Initiieren, Entwickeln, Gestalten und Betreuen von fachlichen
Projekten und Mafinahmen herausgehobener Bedeutung,

— Vertretung des Fachdienstes in politischen Gremien und bei ande-
ren Behorden.

Anderungen der Geschiftsverteilung bleiben vorbehalten.

Voraussetzung ist ein abgeschlossenes Studium (TU) der Fachrich-
tung Stadt- und Regionalplanung bzw. Hochbau oder Architektur mit
Vertiefungsrichtung Stddtebau und die Befdhigung fiir die Laufbahn
des hoheren technischen Verwaltungsdienstes (Zweite Staatspriifung)
moglichst mit Pradikatsexamina.

Erwartet wird langjihrige Erfahrung in einer dem Amt vergleich-
baren hauptamtlichen Tatigkeit im 6ffentlichen Dienst bzw. in einer
leitenden Funktion in der freien Wirtschaft mit umfassenden tech-
nischen Kenntnissen im offentlichen Planungs-, Bauordnungs- und
Umweltrecht. Die Wahrnehmung einer leitenden Funktion im bau-
technischen Dienst einer Kommunalverwaltung wére von Vorteil.

Erforderlich sind nachgewiesene Personalfithrungskompetenz, aus-
geprégte organisatorische Fahigkeiten, soziale Kompetenz, Konflikt-
losungsfihigkeit und an den strategischen Zielen der Stadt Salzgitter
ausgerichtete Kundenorientierung.

Weiterhin bedarf es einer ausgepréigten Kooperations- und Kommu-
nikationsfahigkeit in der Zusammenarbeit mit den Fiithrungskréften
der drei Fachgebiete des Fachdienstes und Erfahrung in der zielorien-
tierten Vertretung komplexer Projekte mit iiberzeugender fachlicher
Préasentation gegentiber anderen Fachdiensten, politischen Gremien,
anderen Behorden und der Offentlichkeit, einschliefilich des Fithrens
von schwierigen und konflikttrachtigen Verhandlungen. EDV-Kennt-
nisse werden vorausgesetzt.

Der Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse B sowie die Bereitschaft,
einen privaten Pkw fir dienstliche Zwecke gegen Entschadigung zu
nutzen, sind gefordert. Die Wohnsitznahme in Salzgitter wird er-
wartet.

Die Stadt Salzgitter ist um die berufliche Férderung von Frauen
bemiiht. Bewerbungen von Frauen sind ausdriicklich erwiinscht.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt bertick-
sichtigt.

Fir Rickfragen steht Thnen Herr Oloff, Tel. 05341 839-3381, zur
Verfugung.

Informationen tber die Stadt Salzgitter erhalten Sie unter
www.salzgitter.de.

Thre aussagekréiftige Bewerbung richten Sie bitte unter Angabe der
Kennziffer 61/07 bis zum 20. 7. 2007 an die Stadt Salzgitter, Fach-
dienst Personal — 11.1 —, Postfach 10 06 80, 38206 Salzgitter.

— Nds. MBI Nr. 24/2007 S. 511

Die Stadt Salzgitter sucht zum nachstmoglichen Zeitpunkt

eine Fachdienstleiterin oder einen Fachdienstleiter
fiir den Fachdienst Tiefbau und Verkehr.

Der Dienstposten ist nach BesGr. A 15 bewertet und im Haushalts-
plan 2007 ausgewiesen.

Derzeitige Aufgabenschwerpunkte sind

— Leitung des Fachdienstes mit den Fachgebieten Strafenunterhal-
tung; Planung, Entwurf und Verkehrstechnik; Bauausfiihrung und
Ingenieurbau; Lichtsignalanlagen und StraBenbeleuchtung sowie
Verwaltung und Entwisserungsbiiro (zurzeit Ingenieurleistungen
fir den Stadtischen Regiebetrieb) mit ca. 60 Beschéftigten und
einem stadtischen Straflennetz von ca. 575 km,

— Entwicklung und Optimierung von Geschéftsprozessen des Fach-
dienstes einschlieflich der Personalentwicklung,

— Festlegung und Umsetzung strategischer und operativer Ziele,

— Weiterentwicklung des Produkthaushalts sowie der Kosten- und
Leistungsrechnung,

— Betreuung von technischen Grofiprojekten,

— Vertretung des Fachdienstes in politischen Gremien und bei ande-
ren Behorden.

Neben einem abgeschlossenen Studium (TU) der Fachrichtung
Bauingenieurwesen, Vertiefungsrichtung Straflenbau und der Befdhi-
gung fir die Laufbahn des hoheren technischen Verwaltungsdienstes
(Zweite Staatspriifung) werden fundierte Kenntnisse und mehrjahrige
Erfahrungen in fachlicher, personeller, organisatorischer und betriebs-
wirtschaftlicher Hinsicht erwartet. Einschldgige Berufserfahrungen in
der Kommunal- oder Landesverwaltung wéren von Vorteil. Im Um-
gang mit Biirgern, Politik und Verwaltung ist ein sicheres Auftreten,
iberdurchschnittliches Engagement, ausgeprégtes Verantwortungs-
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bewusstsein, Verhandlungsgeschick, Kooperationsfihigkeit sowie eine
hohe Entscheidungs- und Sozialkompetenz erforderlich. EDV-Kennt-
nisse werden vorausgesetzt.

Der Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse B sowie die Bereitschaft,
einen privaten Pkw fiir dienstliche Zwecke gegen Entschddigung zu
nutzen, sind gefordert. Die Wohnsitznahme in Salzgitter wird er-
wartet.

Die Stadt Salzgitter ist um die berufliche Férderung von Frauen
bemiiht. Bewerbungen von Frauen sind ausdriicklich erwiinscht.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt beriick-
sichtigt.

Fir Rickfragen steht Thnen Herr Oloff, Tel. 05341 839-3381, zur
Verfiigung.

Informationen tber die Stadt Salzgitter erhalten Sie unter
www.salzgitter.de.

Thre aussagekréaftige Bewerbung richten Sie bitte unter Angabe der
Kennziffer 66/07 bis zum 20. 7. 2007 an die Stadt Salzgitter, Fach-
dienst Personal — 11.1 —, Postfach 10 06 80, 38206 Salzgitter.

— Nds. MBI Nr. 24/2007 S. 511

Herausgegeben von der Niedersdchsischen Staatskanzlei

Verlag und Druck: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf, in der Regel wochentlich. Laufender Bezug
und Einzelstiicke kénnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 130,40 €, einschlieBlich 8,53 € Mehrwertsteuer und 12,80 €
Portokostenanteil. Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 16 Seiten 1,55 €.
ISSN 0341-3500. Abonnementservice: Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 3,10 € einschlielich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

512



Aktuell:

Gemeinde-
und Landkreis-

ordnung

Neubekanntmachung der Niederséchsischen
Gemeindeordnung (NGO) vom 28. 10. 2006
und der Niedersachsischen Landkreisord-
nung (NLO) vom 30. 10. 2006 (Nds. GVBI.
Nr. 27/06)

(Die Einzelpreise verstehen sich einschl. MwSt. zuzlglich
Versandkosten.)

Bestellungen erbeten an:

~ schlutersche
Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG

Postanschrift: 30130 Hannover

Adresse: Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover
Telefon 0511 8550-0 - Telefax 0511 8550-2405
info@schluetersche.de - www.schluetersche.de




Wenn es einmal schnell
gehen muss...

www.rechtsvorschriften-niedersachsen.de

Niedersachsisches
Gesetz- und Verordnungsblatt
und
Niedersachsisches Ministerialblatt
als

Download-Version fur 5 €

je Einzeldokument

Kostenlose Suchfunktion méglich

schl{itersche

Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG




	Inhalt MBl. Nr. 24 vom 27.06.2007
	B. Ministerium für Inneres und Sport
	Anerkennung der Günther Schreiber Stiftung
	Anerkennung der Kulturstiftung Elbmarsch
	Anerkennung der Willi-Sieg-Stiftung
	Anerkennung der Bürgerstiftung Vechta

	C. Finanzministerium
	Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2007

	D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit
	Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung von Niedersächsischen
Kooperations- und Bildungsprojekten
an schulischen Standorten (NiKo)

	F. Kultusministerium
	Übertragung der Befugnis zur Entscheidung
über Sonderurlaub und Arbeitsbefreiung
auf die Schulen und Seminare

	K. Umweltministerium
	Niedersächsische Prüfungsordnung
für die Durchführung von Zwischenund
Abschlussprüfungen für den
Ausbildungsberuf Wasserbauerin/Wasserbauer

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Verbrennungsmotoranlage Klinik Fontheim, Liebenburg)
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage Remlingen)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover
	Ergebnis des Screening-Verfahrens gemäß § 3 a UVPG
(Bioenergie Kleiner Deister GmbH, Springe-Wülfinghausen)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg
	Genehmigung gemäß § 10 BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung
(P.F.C. Pro Food Company, Rieste)

	Rechtsprechung
	Staatsgerichtshof, Leitsätze


	Stellenausschreibungen


